
Zu 150 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 
IX. GP; 

Antrag 
der Abgeordneten Dr. Hofeneder, Benya und Genossen, betreffend die Schaffung emes 

MineralÖJsteuerr.espt;zes (MineralöJsteuergesetz 1959 - MinStG. 1959). 

Die gefertigten Abgeordr,eten stellen den An t rag: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz vom 
1959, über die Mineralölsteuer (Mineralöl­

steuergesetz 1959 - MinStG. 1959). 

Der Nationalr,at hat beschlossen: 

Steuergegenstand. 

§ 1. (1) Mineralöl, das im Zollgebiet (§ 1 des 
Zollgesetzes 1955, BGBL Nr. 129) gewonnen 
oder hergestellt oder -in das Zollgebiet einge­
führt wird, unterliegt einer Verbra'uchsteuer 
(Mineralölsteuer ). 

(2) Mineralöl im Sinne die,ses Bundesgesetzes 
sind 

a) Waren der Nummern 27.07 A, 27.09, 
27.10 Abis D und 29.01 C des Zolltarifes 
(Zolltarifge~tz 1958, BGBL N r; 74); 

b) Waren der Nummer 27.07 D des Zoll­
tarifes, die 70 oder mehr Gewicht'Sprozent 
Kohlenwasserstoffe enthalten 'und 'bei deren 
Destillation bi'S 200° C e.ins,ch1ießlich eLer 
DestiUationsverluste mindestens 90 Volum­
prozent übergehen; 

c)Waren der Nummer 27.10 E und I des 
Zolltarifes, bei deren Destillation bis 
300° C mindestens 20 Volumprozent über­
gehen und deren Vi,skosität bei 20° C 
nicht mehr als 37'4" Zent:istok beträgt; 

d) acyclische gesättigte Kohlenwasserstoffe der 
Nummer 29.01 E des Zolltarife'S, die bei 
einer Temperatur 'von 15° C und einem 
Druck von einer physikalischen Atmo­
sphäre flüssig sind und bei deren Destilla­
tion bis 300° C mindestens 20 Volum~ 
prozent übergehen; 

e) die in Waren der Nummern 36.08 Bund 
98.10 des Zolltarifes enthaltenen flüssigen 
Brennstoffe der unter lit. abis d bezeich­
neten Art. 
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Steuersätze. 

§ 2. (1) Die Mineralölsteuer beträgt 46 S für 
100 kg Eigengewidlt 

a) der Waren der Nummern 27.07 A und D, 
27.10 A und Bund 29.01 C des Zoll­
tarifes; 

b) der Waren der Nummern 27.101 und 
29.01 E des Zolltarifes, bei deren Destilla­
tion bis 200° C einschließlidl der Destilla­
tionsverluste mindestens 90 Volumprozent 
übergehen. 

(2) Für anderes Mineralöl beträgt die Mineral­
ölsteuer 18 S für 100 kg Eigengewicht. 

(3) Die in Waren der Nummern 36.08 Bund 
98.10 des ZoUtarifes enthaltenen flüssigen Brenn­
stoffe unterliegen je nach ihrer Art dem Steuer­
satz nach Abs. 1 oder Abs. 2. 

(4) Eigengewicht ist das Gewid1t des Mineral­
öls ohne Ums·chließung. 

Erhebung der Mineralölsteuer anläßlich der 
Einfuhr. 

§ 3. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht 
anderes bestimmt ist, gelten für die Erhebung 
der Mineralölsteuer für Mineralöl, das in das 
Zollgebiet eingefü.hrt wird, sinngemäß die Be­
stimmungen des Zollgesetzes 1955, BGBL 
Nr. 129. 

(2) Die Erhebung der Mineralölsteuer anläß­
lich der Einfuhr von Mineralöl obliegt den Zoll­
ämtern. 

Steuerschuld, Steuerschuldner. 

§ 4. (1) Die Steuerschuld entsteht dadurch, 
a) daß rohes Erdöl (Nummer 27.09 des Zoll­

tarifes) aus dem Betrieb, in dem es gewon­
nen wurde, weggebracht wird oder daß 

Zu 150 der Beilagen IX. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 1 von 19

www.parlament.gv.at



2 

Mineralöl aus einem Erzeugungsbetrieb 
(§ 9) oder einem Freilager (§ 13) wegge­

-bracht oder in einem Erzeugungsbetrieb 
, oder einem Freilager verbraucht wird; 

b) daß lauf Grund eines Freischeines (§ 19) 
bezogenes oder ein'geführtes Mineralöl be­
stimmungswidrig verwendet oder, ohne 
Bestandteil einer War,e geworden zu sein, 
die kein Mineralöl ist, aus dem Verwen­
dungsbetrieb (§ 20) weggebradn wird. 

(2) Die Steuerschul-d entsteht 
a) in den Fällen des Abs. 1 lit. a 1m Zeit­

punkt der Wegbringung oder des Ver­
brauches; 

b) in den Fällen des Abs. 1 lit. b 1m Zeit­
punkt der bestimmungswidrigen Verwen­
dung oder der Wegbringung. 

(3) Eine Wegbringung liegt vor, w,enn Mineral­
öl .aus einem Herstellun~S'betrieb (§ 9), einem 
Freilager oder einem Verwendungsbetrieb ent­
fernt oder in einem Herstellungsbetr·ieb oder 
einem Freilager in den Kraftstoffbehälter emes 
Fahrzeuges gefüllt wird. 

§ 5. Steuerschuldner ist 
1. in den Fällendes § 4 Abs. 1 lit. a der In­

haber des Herstellungsbetriebes (§ 9) oder des 
Freilagers; 

2. in den Fällen des § 4 Abs. 1 1it. b der In­
haber des Freischeines, auf Grund dessen das 
Mineralöl bezogen oder eingeführt wurde. 

Steuerbefreiungen. 

§ 6. Von der Mineralölsteuer ist befreit 

1. Mineralöl, das in einem Erzeugungsbietrieb 
oder einem Freilager Zl! betrieblichen Zwecken 
auf andere Art als zum Antrieb von Motoren, 
zum Heizen oder Beleuchten verbr~ucht wird; 

,2. Mineralöl, das außerlhalb eines Erzeugungs­
betriebes oder eines Freilagers im Rahmen eines 
Gewerbebetriebes oder eines Betriebes gewerb­
licher Art einer Körperschaft des öffentlichen 
Rednes 

a) auf andere Art als zum Antrieb von, Mo­
toren, zum Heizen oder Beleuchten, 

b) zum Erproben im Betrieb erzeugter Mo­
toren oder Kraftfahrzeuge, 

c) z'um Sengen von Textilien oder 

d) zum Bearbeiten von Glas 

verwendet werden soll, wenn es auf Grund von 
Freischeinen eingeführt oder aus Herstellungs­
betrieben oder Freilagernauf Freis,cheine abge­
geben wird; 

3. Mineralöl, das nicht bereits nach Z. 1 befreit 
ist und für Z wedte eines Herstellungsbetriebes 
oder eines Freilagers . untersucht und dabei ver-
braucht wird; -

gesetzes, BGBI. Nr. 253/1957) für Flüge, die der 
Beförderung von Personen oder Sachen ins Zoll­
aU'sland ohne Unterbrechung des F1uges im Zoll­
gebiet dienen, aus auf ZoUflugplätzen gelegenen 
Freilagern oder Zollagern aufgenommen wird; 

5. Mineralöl, das von der Abgabenbehörde als 
Prohe entnommen wird; . 

6. Mineralöl, das an ausländische diplomatische 
oder berufskonsularische Vertretungen zum Be­
trieb ihrer Dienstfahrzeuge oder das an aus­
ländische diplomaüsche Personen (Missionschefs, 
Ges,andtschafts.räte, Gesandtsch,aftssekretäre und 
Attaches) und Berufskonsuln (Gene~alkonsuln, 
Konsuln und Vizekomuln) zum Betrieb ihrer 
Kraftfahrzeuge abgegeben wird, soweit Gegen­
sei oigkei t gewährleistet i sr. 

§ 7. (1) Für Mineralöl, für das die Steuerschuld 
anläßlich der Einfuhr oder gemäß § 4 Abs. 1 
lit. a entstanden ist, ist die Mineralölsteuer nicht 
zu erheben oder auf Antrag des Steuerschuld­
ners die entrichtete Mineralöhteuer zu erstatten, 

a) wenn es ,in einen Erze~gungsbetrieb- oder 
in ein Freilager aufgenommen oder zurück" 
genommen wurde oder auf dem TraIliSport 
in einen Erzeugungsbetrieb oder in ein 
Freilager zugrunde gegangen ist; 

b) wenn es vom Steuerschuldner aus dem Zoll­
gebiet ausgeführt wurde oder von diesem 
in das Zollaus:!and verbracht oder versen­
det werden sollte, jedoch .auf dem Trans­
port zugrunde gegangen ist; der Austritt 
des Mineralöls über die Zollgrenze ist durch 
Austrittsanzeig,e (§ 124 des Zollgesetzes 
1955) nadlzuwersen. Wurde das aus dem 
Zollgebiet ausgeführte Mineralöl im - Aus­
gangsvormerkverkehr ins Zollausland ver­
bracht oder versendet, so ist die Mineralöl­
steuer nur für das im Zollausland verblie­
bene Mineralöl nicht zu erheben oder auf 
Antrag zu erst,atten; der Verbleib des Mi­
neralöls im Zollausland ist durch den Aus­
gangsvormerkschein nachzuweisen. 

(2) Wurde für das im § 6 Z. 6 bezeichnete 
Mineralöl die Mineralölsteuer bereits entrichtet, 
so i'st sie auf Antrag des Lieteranten zu erstatten 
oder zu vergüten. 

(3) Die Erstattung der Mineralölsteuer nach 
Abs. 1 oder 2 obliegt der Abgahenbehörde, an 
die der zu erstattende Steueibewag entrichtet 
wurde. Die V,ergütung der Mineralölsteuer nach 
Abs. 2 obliegt dem für die Erhebung der Mine­
ralölsteuer sachIi<:h zuständigen Finanzamt, in 
dessen Bereich sich die Ges<:häftsleitung des Lie­
feranten befindet. 

Selbstberechnung, Festsetzung und Fälligkeit der 
Mineralölsteuer • 

4. Mineralöl, das von Luftfahrzeugen eines § 8. (1) Der Steuerschuldner (§ 5) hat bis zum 
Luftverkehrsuntemehmens (§ 101 des Luftfahrt- Ende eines jeden Kalendermonats bei dem für 
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die Erhebung der Mineralölsteuer zuständigen Fi­
nanzamt, für jede Mineralälart ,getrennt, das 
Eigengewicht jenes Mineralöls schriftl~chanzu­
melden, für das im vorangegangenen Monat die 
Steuerschuld nach § 4 Abs. 1 ent·snandeni.st. In 
einem Erzeugungsbetrieb verbrauchte§ Mineralöl, 
auf das sich die Aufzeichnungspflicht (§ 31) nicht 
erstreckt, braiUcht nicht angemeLdet zu werden. 
Der Steuerschuldner hat in der Anmeldung jene 
im angemeldeten Eigengewicht enthaltenen Men­
gen abzuziehen, die auf Mineralöl entEallen, das 
gemäß § 6 von der Mineralölsteuer befreit ist 
oder für das bis zum Tag der Anmeldung einer 
der im § 7 Abs. 1 Ut. a oder bangeführten T.at­
bestände verw.irklicht wurde; die abgezogenen 
Mengen sind nach den Befreiungsgründen des 
§ 6 und den im § 7 Abs. 1 angeführten Tanbe­
ständ·en aufzugliedern. Von den nach Vornahme 
dieser Abzüge verbleihenden Mengen hat der 
Steuerschuldner in der Anmeldung die Mineral­
ölsteuer zu berechnen (Selbstberechnung) und 
den errechneDen Stooerbetrag bis zum 20. des auf 
das Entstehen der Steuerschuld folgenden zwei­
ten Kalendermonats zu entrichten. Die Verpflich­
tung zur Anmeldung besteht auch dann, wenn 
für das· anzumeldende Mineralöl keine Mineral­
ölsteuer zu entrichten ist. 

(2) Der Steuerschuldner hat für jeden Herstel­
lungsbetrieb, jedes Freilager und jeden Verwen­
dungsbetrieb eine gesonderte Anmeldung einzu­
reichen. 

(3) Unterläßt der Steuerschuldner die Anmel­
dung, erweist sich die Anmeloong als unvoll­
ständig oder die Selbstberechnung aLs nicht rich­
tig, so ist ein Steuerbescheid zu. erlassen. Der 
festgesetzte Steuerbetrag ist unbes,chadet der Ver­
pflichtung zur Entrichtung eines Säumniszu­
schlages binnen einer Woche na·ch Bekanntgabe 
des Bescheides zu entrichten; endet diese Frist 
vor dem im Abs. 1 bezeichneten Fälligkeitstag, 
so ist der Steuerbetrag bis zu dies,em Tag zu 
entrichten. 

Herstellungsbetriebe. 

§ 9. (1) Herstellungshetriebe im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind Betriebe, in denen rohes 
Erdöl gewonnen wird (Erdölgewinnungsbetriebe) 
oder in denen durch, Bearbeitung odeil" Verarbei­
tung von Rohstoffen, Halb- oder Fertigerzeug­
nissen aller Art Mineralöl hergestellt wird (Er­
zeugungsbetriebe ). 

(2) Betriebe, in denen Mineralöle miteinander 
gemischt werden oder Mineralöl mit anderen 
Stoffen gemis'cht wird, sind nur dann Erzeu- . 
gungsbetriebe, 

a) wenn Mineralöl im Betrieb auch auf an­
dere Art hergestellt wird, oder 

b) wenn das Mischen den ausschließlichen oder 
. uberwiegenden Betriebsgegenstand bildet, 

oder 
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c) wenn der gewi·chtsmäßige Anteil der ande­
ren Stoffe' am Gemisch mehr als 5% be­
trägt und das Gemisch nicht ausschließlich 
im Betrieb verwendet wird. 

(3) Als Betriebsinhaber gilt die Person oder 
Personenvereinigung, für ,deren Rechnung der 
Betrieb geführt wird. 

§ 10. (1) Wer einen ErzeugungS'betrieb eröffnen 
will, hat dem für die Erhebung der Minemlöl­
steuer s'a·ch,lich zuständigen Finanzamt, in dessen 
Bereich sich der Betrieb befindet, spätestens zwei 
Wochen vor der El'öffnung eine mit einem 
Grundriß versehene Beschreibung des Betriebes 
sowie eine Beschre,ibung des Herstdlungsverfah­
rens, de'r Lagerung, der Verwendung und des 
Verbrauches von Mineralöl im Betrieb vorzu­
legen (Betriebsanzeige). Das Finanzamt hat das 
Ergebnis der überprüfung der Betriebsanzeige 
in einer mit dem Betriebsinhaber ,aufzunehmen­
den Nieder&chrift (Befund protokoll) festzuhalten. 

(2) Der B.etriebsinhaber ist verpflichtet, dem 
Finanzamt (Abs. 1) die Eröffnung des Betriebes, 
jede Änderung der in der Benriebsanzeige oder 
im Befundprotokoll angegebenen V.erhähniss'e 
sowie jede länger als einen Monat daiUernde Ein­
stellung und den Zeitpunkt der Wiederaufnahme 
des B.etriebe& anzuzeigen. 

(3) Die AnzeLgen (Abs. 2) sind binnen drei 
Tagen, gerechnet vom Eintritt des anzuzeigen­
den Ereignisses, s.chrilftlich zu erstatten. Das Be­
fundprotokoll ist, soweit erforderlich, zu er­
gänzen. 

§ 11. (1) Das Finanz.amt (§ 10 Abs. 1) kann 
für einen Erzeugungshetrieb besondere überwa­
chungsmaßnahmen anordnen, 

a) wenn Einr~chtungen, die für die Ausübung 
der amtlichen Aufs,icht notwendig sind, im 
Betrieb nicht vorhanden sind, oder . 

b) wenn im Benrieb Einrichtungen vorhanden 
sind, die die amtliche Aufsi'cht erschweren. 
oder verhindern, oder 

c) wenn den Bestimmungen dies.es Bundes­
gesetzes im Zusammenhang mit der Füh­
rung des Betriebes zuwidergehandelt und 
,deshalb eine Strafe wegen eines Finanzver­
gehens mit Ausnahme der Finanzordnungs­
widrigkeiten verhängt wurde. 

(2) Die Anordnung besonderer überwachungs­
maßnahmen ist aufzuheben 

a) in den Fällen des Abs. 1 lit. a und b, so­
bald die Umstände weggefallen sind, die für 
die Anordnung maßgebend waren; 

b) in den Fällen d.es Abs. 1 lit. c, sobald aus­
reichende Gewähr gegeben ist, daß Zuwi­
derhandlungen nicht mehr vorkommen. 

§ 12. Das in einem Herstellungsbetrieb befind­
liche Mineralöl gilt im Falle der Einstellung des 
.Betriebes auf Dauer als im Zeitpunkt der Be­
triebseinstellung weggebracht. 

2 
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Freilager. 

§ 13. (1) Ein nicht zu den Erzeugungsbetrieben 
zählender Betrieb oder ein Teil eines solchen, 
der zur Lagerung von Mineralöl I)estimmtist, ist 
auf Antrag des Betriebsinhabers, zum Freilager 
zu erklären (Ereilagerbewilligung), wenn die im 
Abs. 2 ,geforderten Bedingungen erfüllt sind. 

(2) Die Freilagerbewilligung ist nur Betriebs­
inhabern, der,en Firma im Handelsregiste,r einge­
tragen ist, oder Betrieben gewerblicher Art von 
Körperschaften des öffentlichen Rechtes zu er­
teilen, wenn kein Ausschließungsgrund (§ 14) 
vorliegt, ein jährlicher Umsatz von mehr als 
100.000 kg Mineralöl glaubhaft g,emacht und eine 

, Siche,rheit' geleistet wird, welche der auf den 
durchschnittlichen Lagerbestand entfallenden Mi­
neralölsteuer entsprich,t. . 

(3) Als Fre'i1agerinha'her gilt die Person oder 
PersonenvereiniguIllg, auf deren Namen oder 
Firma die FreilageI1bewilligung lautet. 

§ 14. (1) Personen, die wegen eines Verbrechens, 
wegen eines, aus Gewinnsucht begangenen Ver­
gehens oder einer solchen übertretung oder 
wegen eines Finanzvergehens gerichtlich bestraft 
wurden, darf eine Freilagerbewilligung nicht vor 
Tilgung der Verurteilung erteilt werden. 

(2) Personen, die wegen eines Finanzvergehens 
mi,t Ausnahme der Finanzordiliungswidr,igkeiten 
von der Finanzstrafbehörde bestraft wurden, 
darf eine Freila,gerbewilligung erst nach Ablauf 
einer Frist von drei Jahren, wenn eine Freiheits-

'strafe verhängt wurde, erst nach Ablauf einer 
Fpist von fünf Jahr,en erteilt werden. Die Frist 
beginnt, sobald die Str,afe vollzogen oder nach­
gesehen worden is,t. 

(3) Juristischen Personen oder Personenvereini­
gun~en ohne eig,ene Rechtspersönli,chkeit darf 
eine Ereilagerbewilligung nicht erteilt werden, 
wenn bei einer zu ihrer Vertretung bestellt,en 
oder ermächtigten Person ein Au~schEeßungs­
grund nach Abs. 1 oder 2 vorliegt. 

(4) Betriebe oder Teile von Betrieben dürfen 
nich,t zum Freilager erklärt we.rden, 

a) soweit sie sich nicht in der Gewahrsame des 
Antragstellers befinden, oder 

b) wenn Einrichtungen, die für die Ausübung 
der amtlichen Aufsicht notwendig sind, im 
Betrieb nicht vorhanden s:ind, oder 

c) wenn im Betrieb Einrichtungen vorhanden 
sind, die die amtliche Aufsicht erschweren 
oder verhindern. ' 

§ 15. (1) Der Antrag, auf Ertcilung einer Frei­
lagerbewiUigung ist bei dem für die Erhcbun" 
der Mineralölsteuer s,achlich zuständigen Firianz~ 
amt schriftlich einzubringen, in ,dessen Bereich 
sid1 der zur Lagerung des Mineralöls bestimmte 
Betrieb oder Betr,iebsteil befindet. Die Eingabe, 
in der der Antrag gesteHt wird, muß alle An-

gaben über die für die El'teilung der Bewilligung', 
geforderten Voraussetzungen (§ 13) enthalten; 
beizufüg,en siIlid die Unterlagen . für den Nach­
weis und die Glaubhaftmachung der Angaben, 
eine mit einem Grundriß versehene B,eschreibung 
des Betrieb~sund eine Bes'chr.eibung der Lage­
rung, der Be.arbeitung oder VerarbeitJUng, der 
Verwendung und des Verbrauches von Mineralöl 
im Betrieb. Das FiIllanzamthat das Ergebnis der 
Überprüfung der eingereichten Bes,mreibungen 
in ,einer mit dem Antragsteller aufzunehmenden 
Niederschrift (Befundprotokoll) festzUIhalten. Auf 
diese Beschreibungen kann in späteren Eingaben 
desselben. Antragstellers Bezug genommen wer­
den, soweit Anderungen der darin angegebenen 
Verhältniss,e nicht eingetreten sind. 

(2) Die Entscheidung über den Antrag obliegt 
dem im Abs. 1 bezeichneten Finanzamt. Im Be­
willigungsbescheid ist die örtliche Begrenzung 
des Freilagers anzugeben. 

(3) Wenn der Freilagerinhaber schriftlich -be­
antragt, den räumlichen Umfang des Freilagers 
einzuschränken, oder wenn Teile eines Freilagers 
aus der Gewahrsame des Freilagerinhabers aus­
geschieden sind, hat das, Finanzamt einen den 
B,ewilligungsbescheid ändernden Bescheid zu er­
lassen, in dem die nunmehrige örtliche Be­
grenzung des Freilagers anzugeben ist. Mit Wir­
kung ab dem Tag der Bekanntgabe dieses Be­
scheides gilt der Inhalt des Bewilligungsbesch,eides 
als entsprechend geändert. Wird der ändernde 
Bescheid auf Antrag ,erlassen, so kann im Ein­
vernehmen mit dem Freilagerinhaber durch den 
Bescheid ein anderer, nicht vor der Einbringung 
des Antrag,es liegender Tag bestimmt werden, 
ab dem der Bewilligungsbescheid als geändert gilt. 

§ 16. (1) Der Freilagerinhaber ist verpflichte"t, 
dem Finanzamt (§ 15 Abs. 1) die Inhetriebnahme 
des Freilagers, jede Andenlng der in den ein­
gereichten Beschreibungen oder im Befundproto­
koll angegebenen Verhältnisse sowie jede länger 
als einen Monat dauernde Einstellung und den 
Zeitpunkt der Wiederaufnahme des Betriebes an­
zuz,elgen. 

(2) Die Anz,eigen sind binnen drei Tagen, ge­
rechnet vom Eintritt des anzuzeigenden Er­

'eigilisses, schriiftlich zu . erstatten. Das Befund­
protokoll ist, soweit erforderlich, zu ergänzen. 

§ 17. (1) Das Recht zur Führung eines Frei­
lagers erlischt 

a) d~rch Widerruf der Freilagerbewilligung; 

b) durch Verzicht, wenn dieser schriftlich oder 
Zll amtlicher Niederschrift erklärt wird; 

c) durch Einstellung des Betriebes auf Dauer; 

d) bei einem Übergang des Betriebes im Erb­
weg auf den Erben mit dem Eintritt der 
Rechtskraft des Einantwortungsbeschluss,es 
oder mit der tatsächlichen Übernahme des 
Betriebes durch den Erben auf Grund eines 
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vorhergehenden Beschlusses über die Be­
sorgung und Benützung der Verlassen­
schaft, bei einem sonstigen Übergang des 

. Betriebes mit dessen tatsächlicher über­
nahme . durch eine andere. Person oder 
Personen vereinigung. 

(2) Die. Freilagerbewilligung ist zu widerrufen, 
a) wenn nachtr.äglich Tatsach.en eingetreten 

sind, bei deren Vorliegen im Zeitpunkt der 
Ertei1ung der Freilagerbewilligung der ge­
mäß § 15 Abs. 1 gestellte Antrag ab­
zuweisen gewesen wäre, und das Recht zur 
Führung des Freilagers nicht bereits kraft 
Gesetzes erloschen ist, oder 

b) wenn der Betrieb nicht auf Dauer ein­
gestellt wird, aber während eines Zeit­
raumes von mehr als sechs Monaten kein 
Mineralöl gelagert wurde. 

§ 18. Mineralöl, das sich im Zeitpunkt des Er­
löschens des Rechtes zur Führung des Freilagers 
im, Freilager befind.et, gilt als im Zeitpunkt des 
Erlöschens weggebracht. 

Freischeine. 

§ 19. (1) Freischeine sind für Mineralöl aus­
zustellen, das zu einer nach § 6 Z. 2 begünstigten 
Verwendung bezogen oder eingeführt werden 
soll. 

(2) Abs. 1 gilt nicht für Mineralöl, das, ohne 
bearbeitet oder verarbeitet zu werden, weiter­
gegeben werden soll. 

§ 20. (1) Freischeine sind auf Antrag des In­
habers des Betriebes, in dem das Mineralöl ver­
wendet werden soll (Verw.endungsbetrieb), für 
den nachgewiesenen Bedarf auszustellen, wenn 
kein Ausschließungsgrund (Abs. 2) vorliegt. Kann 
der Bedarf nicht nachgewiesen oder dem Betriebs­
inhaber der Nachweis nicht zugemutet werd.en, 
so ist der Bedarf .glaubhaft zu machen. 

(2) Freisch,eine dürfen nicht ausgestellt werden, 

a) wenn die bestimmungsmäßige Verwendung 
des Mineralöls durch überwachungsmaß­
nahmen des .Finanzamtes nicht gesichert 
werden kann oder nur durch umfangreiche 
oder zeitraubende Maßnahmen gesichert 
werden könnte, oder 

b) wenn beim Betriebsinhaber ein Ausschlie­
ßungsgrund im Sinne des § 14 Abs. 1 bis 3 
vorliegt. 

§ 21. (1) Der Antrag auf Ausstellung eines 
Freischeines ist bei dem für die Erhebung der 
Mineralölsteuer sachlich zuständigen Finanzamt 
s.chriftlicheinzubringen, in dessen Bereich sich 
der Verwendungsbetrieb befindet. Die Eingabe, 
in der der Antrag gestellt wird, muß alle An­
gaben über die für die Ausstellung des Frei-
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scheines geforderten Voraussetzungen (§§ 19 und 
20) enthalten; beizufügen sind die Uncerlagen 
für den Nachweis und die Glaubhaftmachung 
der Angaben, eine Beschreibung des· Verwen­
dungsbetriebes und eine Beschreibung der Lage­
rung, der Verwendung. und des Verbrauches von 
Mineralöl im Betrieb. Da.s Finanzamt hat das 
Ergebnis der überprüfung der einger,eichten Be­
schreibungen in einer mit dem Betriebsinhaber 
aufzunehmenden Niederschrift (Befundprotokoll) 
festzuhalten; Auf diese Beschreibung,en kann in 
späteren Eingaben desselben Antragstellers Bezug 
genomm·en werden, soweit Kriderungen der darin 
angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten sind. 

(2) Die Entscheidung über den Antrag obliegt 
dem im Abs. 1 bezeichneten Finanzamt. 

§ 22. (1) Im Freischein sind anzugeben 
a) der Name (die Firma) und die Anschrift 

des zum Bezug und zur Einfuhr· des 
Mineralöls Berechtigten (Freischeip.inhaber); 

b) die Bezeichnung und die Anschrift des Ver­
wend Ungsbetriebes; 

c) dieArt und die Menge des Mineralöls; 
d) der Zweck, zu dem das Mineralöl ver­

wendet werden daI1f; 
e) der Zeitraum, innerhalb dessen das Mineral­

öl bezogen oder eingeführt werden darf; 
dieser Zeitraum darf die Frist eines Jahres, 
. gerechnet vom Ta-g der Ausstellung des 
Freischeines, nicht überschreiten. 

(2) Wenn Mineralöle versChiedener Art be­
nötigt werden, ist für jedes Mineralöl ein ge­
sonderter Freischein auszustellen; 

(3) Für das benötigte Mineralöl sind auf An­
trag mehrere auf Teilmengen lautende Frei­
scheine auszustellen. 

§ 23. (1) Ein Freischeininhaber, der auf Grund 
eines Freischeines bezogenes ode,r eingeführtes 
Mineralöl zu einem begünstigten Zweck ver­
wenden will, der im Freischein nicht angegeben 
ist, kann schriftlich beantragen, daß die im Frei­
schein enthaltenen Angaben über den Ver­
wendungszweck (§ 22 Abs. 1 lit .. d) durch einen 
Ergänzungsbescheid geändert oder erweit,ert 
werden. 

(2) Die Eingabe, in der der Antrag gestellt 
wird, muß eine Beschreibung der beabsichtigten 
Verwendung des Mineralöls sowie die .erforder­
lichen ergänzenden Angaben zu der im § 21 
Abs. 1 bezeichneten Eingabe enthalten. 

(3) Dem Antrag ist stattzugeben, soweit die. 
beabsichtigte Verwendung des Mineralöls nach 
§ 6 Z. 2 begünstigt ist und Umstände d.er im 
§ 20 Abs. 2 1it. a bezeichneten Art nicht vor­
liegen. Wenn dem Antrag stattgegeben wird, ist 
das Befundprotokoll entsprechend zu ·ergänzen. 
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§ 24.(1) Der Freischeininhaber hat dem Liefe­
ranten bei jedem Mineralölbezug den 'ent­
sprechenden Freischein vorzuweisen. Der Liefe­
rant ist verpflichtet, den Tag der Abgahe sowie 
die Art und das Eigengewicht des abgegebenen 
Mineralöls auf dem Freischein zu bestätigen. 

(2) Bei der Einfuhr von Mineralöl hat der 
Verfügungsberechtigte den entsprechenden Frei­
schein dem Zollamt vorzulegen, bei welchem das 
eingeführte Mineralöl zum freien Verkehr oder 
zum Vormerkverkehr abgefertigt wird. Das Zoll­
amt hat den Tag der Abfertigung sowie die Art 
und das Eigengewicht des abgefertigten Mineral­
öls auf dem Freischein zu bestätigen. 

(3) Die Bestätigungen nach Abs.· 1 und 2 sind 
in der Form auszustellen, daß aus dem Freischein 
die jeweils noch zum Bezug und zur Einfuhr 
verbleibende Mineralölmenge zu ersehen ist. 

§ 25. (1) Der Freischeininhaber ist verpflichtet, 
dem Finanzamt (§ 21 Abs. 1) jede Knderung der 
in den eingereichten Beschreibungen oder im Be­
fundprotokoll angegebenen Verhältnisse sowie 
jede länger als einen Monat dauernde Einstellung 
und den Zeitpunkt der Wiederaufnahme des Be­
triebes anzuzeigen. 

(2) Die Anzeigen sind binnen drei Tagen, ge­
rechnet vom Eintritt des anzuzeigenden Ereig­
nisses, schriftlich zu erstatten. Das Bdundproto­
koll ist, soweit .erforderlich, zu ergänzen. 

§ 26. (1) Wenn auf Grund eines Freischeines 
bezogenes oder eingdührtes Mineralöl zu einem 
Zweck verwendet wird, der weder im Freischein 
noch in einem zu diesem erlassenen Ergänzungs­
bescheid (§ 23) angegeben ist,' liegt eine be­
stimmungswidrige Verwendung vor. 

(2) . Mineralöl, das in einem Verwendungs­
betri-eb bei Untersuchungen v·erbraucht wird, 'die 
mit einem hegünstigten Verwendungszweck zu­
sammenhängen, gilt nicht als bestimmungswidrig 
verwendet. 

§ 27. Wird auf Grund eines Freisch,eines be­
zogenes odereingdührtes Mineralöl aus dem 
Verwendungsbetrieb wegg-ebracht, so sind auf 
den Verwendungsbetrieb, den Freischeininhaber 
und das weggebrachte Mineralöl alle Bestim­
mung-en dieses Bundesgesetzes, welche die Weg­
bringung von Mineralöl aus 'einem Erzeugungs­
betrieb betreffen, sinngemäß anzuwenden, wenn 
das Mineralöl weder bestimmungswidrig ver­
.wendet wurde (§ 26) noch als Bestandteil einer 
Ware weggebracht wird, die kein Mineralöl ist. 

§ 28. (1) Soweit das Recht, Mineralöl auf 
Grund eines Freischeines zu beziehen und em­
zuführen, nicht ausgeübt wurde, erlischt es 

a) durch Zeitablauf (§ 22 Abs. 1 lit.e);, 
b) durch Verzicht, wenn dieser schriftlich oder 

zu amtlicher Ni.ederschrift erklärt wird; 

c) durch Einstellung des Betriebes auf Dauer; 
d) bei einem übergang des Betriehes im Erb­

weg auf den Erben mit dem Eintritt der 
Rechtskraft des Einantwortungsbeschlusses 
oder mit der tatsä·chlichen übernahme des 
Betriebes durch den Erben auf Grund eines 
vorhergehenden Beschlusses über die Be­
sorgung und Benützung der Verlass.en­
schaft, bei einem sonstigen übergang des 
Betriebes mit dessen tatsächlicher über­
nahme durch eine andere Person oder 
Personenvereinigung; 

e) durch Eintritt .eines im § 20 Abs. 2 lit. b 
bezeichneten Ausschließungsgrundes; 

f) durch Widerruf des Freischeines. 

(2) Ein Freischein ist zu widerrufen, wenn 
nachträglich Tatsachen eingetreten sind, bei 
deren Vorliegen .im Zeitpunkt der Ausstellung 
der gemäß § 21 Abs. 1 gestellte Antrag abzu­
weisen gewesen wäre, und das Recht, Mineralöl 
auf Grund dieses Freischeines zu ·beziehen und 
einzuführen, nicht bereits kraft Ges·etzes er­
loschen ist. 

(3) Die im Finanzstrafgesetz, BGBL Nr. 129/ 
1958, enthaltenen Bestimmungen über die gesetz­
lichen Wirkungen der Bestrafung bleiben un­
berührt. Soweit nach diesen Bestimmungen die 
durch den Freisch'ein.e,ingeräumte Begünstigung 
als nicht ert,eilt gilt, sind alle Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes,' welche die bestimmungs­
widrige Verwendung von Mineralöl betreff-en, 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 29. (1) Auf Grund -eines Freischeines be­
zogenes odereing.eführtes Mineralöl, das sich im 
Verwendungsbetrieb befindet oder noch nicht 
in diesen aufgenommen wurde, gilt, soweit es 
nicht bestimmungswidrig verwendet oder zum 
Bestandteil einer Ware wurde, die kein Mineral­
öl ist, als in dem Zeitpunkt aus dem Ver­
wendungsbetrieb weggebracht (§ 27), 

a) in dem der Freischein widerruf.en wird; 
b) in dem durch Bescheid festgestellt wird, 

daß ein im § 20 Abs. 2 lit. a bezeichneter 
Ausschließungsgrundeingetreten ist; 

c) in dem beim Betriebsinhaberein im § 20 
Abs. 2 lit. b bezeichneter Ausschließungs­
grund eintritt; 

d) in dem der Betrieb auf Dauer eingestellt 
wird; 

,e) in dem bei einem Übergang des Betriebes 
im Erbweg auf den Erben die Rechtskraft 
des Einantwortungsbeschlusses eintritt oder 
der Erbe den Betrieb auf Grund eines vor­
hergehenden Beschlusses über die Besorgung 
und Benützung der Verlassenschaft ta t­
sächlich übernimmt oder in dem bei einem 
sonstigen übergang des Betriebes dessen 
tatsächliche übernahme durch eine andere 
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Person oder Personen vereinigung statt­
findet. 

(2) Mineralöl, das auf G.rund eines Freischeines 
bezog,en oder eingeführt wird, nachdem das 
Recht, Mineralöl auf Grund dieses Freischeines 
zu beziehen und einzuführen, aus anderen 
Gründen als durch Zeitablauferloschen ist, gilt 
als im Zeitpunkt des Bezuges od,er der Einfuhr 
aus dem Verwendungsbetrieb weggebracht (§ 27). 

§ 30. Der Freischeininhaber ist verpflichtet, 
jeden Freischein binnen zw,ei Wochen nach dem 
Ende des darin angegebenen Zeitraumes (§ 22 
Abs. 1 lit. e) dem Finanzamt zurückzugeben. 
Wenn das Recht, Mineralöl auf Grund eines Frei­
scheines zu beziehen und einzuführen, schon vor 
dem "Ende des im Fr,eischein angegebenen Zeit­
raumes erloschen ist, so ist dieser Freischein 
binnen zwei Wochen, gerechnet vom Zeitpunkt 
des Erlösch,e,ns, zurückzugeben. 

Aufzeichnungspflicht. 

§ 31. (1) Der Inhaber eines Erzeugungsbetriebes 
hat Aufzeichnungen zu führen; aus denen her­
vorgehen muß, welches Mineralöl 

a) im Betrie'b hergestellt wurde; 
b) in den Betrieb aufgenommen wurde; 
c) im .Betrieb verbraucht wurde; soweit das 

verbrauchte Mineralöl von der Mineralöl­
steuer befreit ist, besteht die Aufz,eich­
nungspflicht nur, wenn für den Betrieb be­
sondere Überwachungsmaßnahmen ange­
ordnet wurden; 

d) aus dem Betrieb weggebracht, wurde. 

(2) Aus den Aufzeichnungen müssen zu er­
sehen sein 

a) für das im Betrieb hergestellte Mineralöl 
die Art und das Eigengewicht sow,ie der 
Tag der Herstellung; 

b) für das in den Betrieb aufgenommene 
Mineralöl die Art und das Eigengewicht, 
der Tag der Aufnahme, der Name (die 
Firma) und die Anschrift des Lieferanten; 
zusätzlich müssen entweder aus den Auf­
zeichnungen oder den Belegen' zu ent­
nehmen sein, 
1. wenn das Mineralöl aus einem Her­

stellungsbetrieb oder einem Freilager be­
zogen wurde, die Bezeichnung und die 
Anschrift des Herstellungsbetriebes oder 
Freilagers; 

2. w~nn ,das Mineralöl eing,eführt wurde, 
der Tag der Abfertigung zum freien Ver­
kehr oder zum Vormerkverkehr, die 
Bezeichnung des Zollamtes, bei dem die 
Abfer..tigung stattfand, sowie der Name 
(die Firma) und die Ans,chrift des Ver­
fügungsherechtigten; 
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c) für das im Betrieb verbraucht,e Mineralöl 
die Art und das Eig,enge:vicht sowie der 

. Tag und die Art des Verbrauches; 
d) für das aus dem Betrieb weggebrachte 

Mineralöl die Art und das Eigengewicht, 
der Tag der Wegbringung, der Name (die 
Firma) und die Anschrift des Abnehmers; 
zusätzlich, müssen entweder aus den Auf­
zeichnungen oder den Belegen zu ent­
nehmen sein, 
1. wenn das Mineralöl in einen Erzeugungs­

betrieb od'er ein Freilager aufgenommen 
werden soll, die Bezeichnung und die An­
schrift des Erzeugungsbetriebes oder Frei­
lagers; 

2. wenn das Mineralöl auf einen Freischein 
abgegeben wurde, die Ausstellungsdaten 
des Freisch,eines (Finanzamt, Zahl, Tag 
der Ausstellung) sowie die Bezeichnung 
und die Anschrift des Verwendungs­
betriebes; 

3., wenn das Mineralöl aus dem Zollgebiet 
ausgeführt wurde, der Tag des Austritts 
über die Zollgrenze. 

§ 32. (1) Der Inhaber eines Erdölgewinnungs­
betriebes hat Auf.zeich,nungen zu führen, aus 
denen hervorgehen muß, welches im Betrieb ge­
wonnene rohe Erdöl aus dem Betrieb weg­
gebracht wurde. 

(2) Die Aufzeichnungen müssen den Bestim­
mungen des § 31 Abs. 2 lit. d entsprechen. 

§ 33. (1) Der Freilagerinhaber hat Aufzeich­
nungen zu führen, aus denen hervorgehen muß, 
welches Mineralöl 

a) in das Freilager aufgenommen wurde; 
b) im Freilager verbraucht wurde; 
c} aus dem Freilager weggebracht wurde. 

(2) Die Aufzeichnungen müssen den Bestim­
mimgen des § 31 Abs. 2 lit. b bis d entsprechen. 

§ 34. (1) Der Freischeininhaber hat Aufzeich­
nungen zu führen, aus denen hervorgehen muß, 
welch·es auf Grund eines· Freischeines bezogene 
oder eingeführte Mineralöl 

a) in den Verwendungsbetrieb aufgenommen 
wurde; 

b) im Verwendrungsbetrieb verwendet wurde; 
c) aus dem Verwendungsbetrieb weggebracht 

.wurde. . 

(2) Aus den Aufzeichnungen müssen für das 
im Betrieb verwendete Mineralöl die Art und 
das Eigengewicht sowie der Tag und die Art der 
Verwendung zu ersehen sein. Die Aufzeichnun- ' 
gen über das in den Betrieb aufgenommene oder 
aus dem Betrieb weggebrachte Mineralöl müssen 
den Bestimmung~n des § 31 Abs. 2 lit. bund d 
entsprechen. 
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(3) Solange, eine Aufzeichnungspflicht nach 
Abs. l' besteht, hat der Freischeini~haber Auf­
zeichnungen des in den Abs. 1 und 2 ange­
gebenen ID!halts auch für Mineralöl zu führen, 
das nicht auf Grund von Frei~cheinen bezogen 
,oder eingeführt wurde, aber dem auf Grund von 
Freischeinen bezogenen oder eingeführte; gleich­
artig ist. 

§ 35. (1) Die Aufzeichnung~n (§§ 31 bis 34), 
sind im Betrieb zu führen. 

(2) Die Eintragungen in die Aufzeichnungen 
sind in der Regel am Tag der Herstellung, der 
Aufnahme, der Wegbringung, des Verbrauches 
oder der Verwendung des Mineralöls, spätesten~ 
jedoch am zweiten darauffolgenden Werktag, 
vorzunehmen. 

Amtliche Aufsicht. 

§ 36. (1) Herstellungsbetriebe, Freilager, Be­
triebe, in denen sich ein Freilager befindet, und 
Verwendungsbetriebe ,unterliegen der amtlichen 
Aufsicht. 

(2) Transportmittel und Transportbehältnisse 
unterliegen der amtlichen Aufsicht, wenn anzu­
nehmen ist, daß damit Mineralöl befördert wird. 

(3) Die amtliche Aufsicht obliegt dem für die 
Erhebung der Mirieralölsteuer sach.lich zuständi­
gen Finanzamt, in dessen Bereich sich der zu, be­
auf.sichtigende Betrieb oder Ge'genstand befindet. 

§ 37. (1) Die amtliche Aufsicht um faßt alle 
überwachungsmaßnahmen des Finanzamtes, die 
erforderlich sind, um zu verhindern, daß Mine­
l'alöl der Besteuerung entzogen wird. 

, (2) In Ausübung der amtlichen Aufsicht ist das 
Finanzamt befugt, 

a) in den im § 36 angeführten Betrieben und 
Transportmitteln Nachschau zu halten; 

b) Transportbehältnisse (§ 36 Abs. 2) auf 
"ihren Inhalt zu prüfen; 

,c) Mineralölproben undProhen solcher Wa­
ren unentgeltlich zu entnehmen, die zur 
Verwendung bei der Herstellung von 
Mineralöl bestimmt sind, die mit Mineral­
öl bearbeitet oder verarbeitet werden sol­
len oder zu deren Erzeugung Mineralöl 
verwendet wurde oder verwendet werden 
konnte; . 

d) die Bestände an Mineralöl und an den in 
lit. c bezeichneten Waren festzustellen; 

e) in Bücher und Aufzeichnungen, die auf 
Grund gesetzlicher Bestimmungen oder 
ohne gesetzliche Verpflichtung geführt 
werden, sowie In die zu den Büchern oder 
Aufzeichnungen gehörigeu Belege Einsicht 
zu nehmen; , 

f) zu prüfen, ob den Bestimmungen über die 
Aufzeichnungspflicht (§§ 31 bis 35) ent­
sprochen wurde und ob die Aufzeichnungen 
fortlaufend, vollständig und richtig geführt 
werden; 

g) Mineralöl und zur Aufnahme VOD! Mineral­
öl bestimmte' Umschließungen zu kenn­
zeichnen oder diese Kennzeichnung anzu­
ordnen; 

h) bei Vorliegen der gesetzlichen Vorausset­
zungen besondere überwachungsmaßnah­
men anzuordnen. 

(3) Besondere überwachungsmaßnahmen kön­
nen darin bestehen, daß ein Betrieb auf Kosten 
des Inhabers unter ständige überwachung gestellt 
oder daß angeordnet wird, daß dem Finanzamt 
jede beabsichtigte Aufnahme von Mineralöl in 
den Betrieb oder jede beabsichtigte Wegbtingung 
von Mineralöl anzuzeigen ist. Das Finanzamt hat 
den Zeitpunkt zu bestimmen, bis ,zu welchem 
die Anzeigen bei ihm eingelangt sein müssen. 

§ 38. Der Inhaber eines der amtli~en Aufsicht 
unterliegenden Betriebes hat durch eine körper­
liche Bestandsaufnahme festzustellen, welche 
Mineralölmengen (Art und Eigengewicht) sich 
am Ende eines jeden Kalenderjahres oder vom 
Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahres im 
Betrieb befinden; in einem Verwendungsbetrieb 
sind nur die Bestände an dem im § 34 bezeich­
neten Mineralöl festzustellen. 

§ 39. ,Der Inhaber eines der amtlichen Aufsicht 
un'terliegenden Betriebes hat auf Verlangen des 
Finanzamtes aus den nach §§ 31 bis 35 geführten 
Aufzeichnungen rechnerisch zu ermitteln, welche 

.Mineralölmerigen (Art und Eigengewicht) in 
einem vom Finanzamt bestimmten Zeitraum im 
Betrieb hergestellt, in' den Betrieb aufgenom­
men,' im Betrieb verbraucht oder verwendet oder 
aus dem Betrieb weggebracht wurden. 

§ 40. Der Inhaber eines der amtlichen Aufsicht 
unterliegenden Betriebes und derjenige, in dessen 
Gewahrsame sich eiD! im § 36 bezeichnetes Trans­
portmittel oder Transportbehältnis befindet, 
sind verpflichtet, die Amtshandlungen' des Fi­
nanzamtes ohne jeden Verzug zu ermöglichen, 
die erforderlichen Hilfsdienste unentgeltlich zu 
leisten und die nötigen Hilfsmittel unentgeltlich 
beizustellen. ' 

§ 41. (1) Der Inhaber eines Erzeugungsbetriebes 
oder eines Freilagers hat jede Wegbringung von 
Mineralöl, das in einen Erzeugungsbetrieboder 
in ein Freilager aufgenommen werden soll, dem 
für die amtliche Aufsicht über diesen Betrieb zu­
ständigen Finanzamt anzuzeigen. 

(2) Die Anzeige hat zu enthalte~: 

a) die Art und das Eigengewicht des weg­
gebrachten Mineralöls; 

I 

I 

I 
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b) den Tag der Wegbringung; 

c) die Bezeichnung und die Anschrift des Be­
triebes, in den das Mineralöl aufgeI).ommen 
werden soll. 

(3) Die Anzeige ist in der· Regel am Tag der 
Wegbringung, spätestens jedoch am zweiten 
darauffolgenden Werktag, schriftlich zu erstatten. 

(4) Die Angaben (Abs. 2) über mehrere Weg­
bringungen von Mineralöl, die am selben Tag 
sta ttgefunden haben, können in einer Anzeige 
:z.usammengefaßt werden, wenn das Mineralöl in 
denselben Betrieb aufgenommen werden soll. 

, § 42. Der Inhaber eines Herstellungsbetriebes 
oder eines Freilagers hat dem für die amtliche 
Aufsicht über den Betrieb zuständigen Finanzamt 
jede Wegbringung von Mineralöl, das aus dem 
Zollgebiet ausgeführt werden soll, innerhalb der 
im § !J.l Abs. 3 angegebenen Frist schriftlich an­
zuzeigen. Die Anzeige hat die im § 41 Abs. 2 
lit. a und b bezeichneten Angaben sowie die Be­
zeichnung des Zollamtes, bei dem die Ausgangs­
abfertigung stattfinden soll~ zu enthalten. Die 

" Anzeige ist nicht zu erstatten, wenn die zollamt­
, liehe AJisgangsabfertigung im Betrieb stattfindet. 

Übergangs. und Schlußbestimmungen. 

§ 43. (1) V orbehal dich der Bestimmungen des 
Ab,s. 2 und des § 47 Abs. 2 ist auf Gegenstände, 
die bisher der Mineralölsteuer unterlagen und die 
vor dem Inkrafttretendieses Bundesgesetzes aus 
Erzeugungsstätten oder Steuerfreilagern wegge-

. bracht, in Erzeugungsstätten oder Steuerfrei­
lagern verbra~cht, auf Grund von' Freischeinen 
bezogen oder eingeführt oder zum freien Ver­
kehr oder zum Vormerkverkehr in der Einfuhr 
abgefertigt wurden oder für die vor dem Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes die Zollschuldkraft 
c;esetzes entstanden ist, noch das Bundesgesetz 
vom 18. Mai 1949, BGBI. Nr. 140, über die 
Mineralölsteuer, in der Fassung der Mineralöl­
steuernovelle 1951, BGBI. Nr. 180, und des Bun­
desgesetzes vom 19. März 1952, BGBI. NI, 73, 
anzuwenden. 

(2) Auf im Abs. 1 bezeichnete Gegenstände, die 
sich im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bun­
desgesetzes in einem Erzeugungsbetrieb, einem 
Freilager oder einem Verwendungsbetrieb befin­
den oder die nach dem Inkrafttreten dieses Bun­
desgesetzes in einen Erzeugungsbetrieb, ein Frei­
lager oder einen Verwendungsbetrieb aufgenom­
men werden, ~nd die Bestimmungen dieses Bun­
desgesetzes anzuwenden. 

(3) Eine Steuerschuld gemäß § 4 Abs. 1 Ht. a 
entsteht nicht für versteuertes Mineralöl, das 
sidI im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bun­
desgesetzes in einem Erzeugungsbetrieb oder 
einem Freilager befindet. 
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§ 44. Die Bestimmungen des Bundesgesetzes 
vom 24. Feber 1954, BGBI. Nr. 74, über die Ein­
räumung von Privilegien und Immunitätell an 
zwischenstaatliche Organisationen, in der Fas­
sung des Bundesgesetzes vom 13. Feber 1957, 
BGBI. Nr. 56, sowie Bestimmungen in zwischen­
staatlichen übereinkommen, die Begünstigungen 
auf dem Gebiet der Mineralölsteuer zum Gegen­
stand haben, bleiben unberührt. 

§ 45. Für einen Betrieb, der vor dem Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes keine' Erzeugungs'­
stätte war, aber nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes ein Erzeugungsbetrieb ist, hat der 
Betriebsinhaber innerhalb eines Monats ab dem 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes eine Betriebs­
anzeige nach § 10 Abs. 1 zu erstatten. Auf be­
reits eingereichte Unterlagen kann Bezug genom­
men werden, soweit Knderungen der darin an­
gegebenen V erhäl tnisse nicht eingetrete~ sind. 

§ 46. Soweit ~ich vor dem Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes erteilte Bewilligungen zur Füh­
rung von Steuerfreilagern nicht auf Betriebe der 
im § 45 bezeichneten Art, erstrecken, gelten sie 
als nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
erteil te Freilagerbewilligungen. 

§ 47. (1) Für Mineralöl, das der Inhaber eines 
vor dem 16. Juni 1959 zum Bezug oder zur Ein­
fuhr VOn steuerfreiem Mineralöl im Kalender­
jahr 1959 erteilten Freischeines in der Zeit vom 
16. Juni 1959 bis zum lnkrafttreten dieses Bun­
desgesetzes "aus einer Erzeugungsstätte, einem 
Steuerfreilager oder aus dem Zollausland bezo­
gen und nachdem 15. Juni 1959 zu eüiem im 
Freischein angegebenen Zweck verwendet hat, ist 
die Mineralölsteuer nicht zu erheben oder auf 
Antrag des Steuerschuldners die entrichtete Mine­
ralölsteuer zu erstatten, wenn dieses Mineralöl 
vor dem 16. Juni 1959 auf Grund des Freischeines 
steuerfrei hätte bezogen werden können. 

(2) Mineralöl, das auf Grund eines im Abs. 1 
bezeichneten Frei;cheines vor dem 16. Juni 1959 
steuerfrei bezogen oder eingeführt und in der . 
Zeit vom 16. Juni 1959 bis zum Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes zu einem Zweck verwen­
det wurde, der im Freischein nicht angegeben 
ist, gilt als im Zeitpunkt' des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes bestimmungswidrig ver­
wendet. 

§ 48. In Fällen, in denen vor dem Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes besondere über­
wachungsmaßnahmen' angeordnet wurden, ist 
die Anordnung aufzuheben, wenn nach dem 
Wirksamkeits beginn dieses Bundesgesetzes die 
für die Anordnung solcher Maßnahmen gefor:. 
derten Voraussetzungen nicht vorliegen. 

§ 49. Die Tage des Postenlaufes sind in die 
Fristen; die durch dieses Bundesgesetz für die 
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Abgabe von Anmeldungen oder die Erstattung 
von Anzeigen festgesetzt sind oder die vom 
Finanzamt auf Grund dieses Bundesgesetzes be­
stimmt werden, nicht einzurechnen. 

§ 50. Auf Mineralöl, das nach den Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes der Mineralöl­
steuer unterliegt, sind die Bestimmungen des 
Bundesgesetzes vom 8. März 1950, BGBl. Nr. 88, 
über die Einhebung eines Zuschlages zur Mine­
ralölsteuer, in der Fassung der Mineralöl-

steuernovelle 1951, BGBl. Nr. 180, und des Bun­
desgesetzes vom 19. März 1952, BGBl. Nr. 73, 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß für Mineral­
öl, das dem höheren Steuersatz (§ 2 Abs. 1) 
unterliegt, der 'höhere und für anderes Mineralöl 
der niedrigere Zuschlag einzuheben ist. 

§ 51. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jän­
ner 1960 in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehurig dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut. 

In formeller Hinsicht wolle der Antrag dem Finanz- und Budgetausschuß zugewiesen werden. 
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Erläuternde Bemerkungen 

Zu § 1: bend ist. Die Steuerpflicht eines Mineralöls ergibt 

Der Umfang der Mineralölbesteuerung wird sich ausschließlich aus dessen Tarifierungj in allen 
bis auf unbedeutende, durch die Anpassung der Fällen, in denen ein steuerpflichtiges Mineralöl 
Umschreibung des Steuergegenstandes an die Be- im Zolltarif namentlich genannt ist, ergibt sich 
griffsbestimmungen des Zolltarifes bedingte Ab- aus der Tarifierung gleichzeitig auch der anzu­
weichungen beibehalten. Soweit Abgrenzungen wendende Steuersatz (§ 2). Das in einer ein ge­
notwendig sind, wird wie bisher vom Destilla- führten Ware verarbeitete Mineralöl ist nicht 
tionsverhalten und der Viskosität des betreffen- mehr Steuergegenstand, wenn eine solche Ware 
den Mineralöls ausgegangen. Die Dichte stellt kein in eine andere als die im § 1 genannten Zolltarif­
Unterscheidungsmerkmal mehr dar, weil sie für nummern einzuordnen ist, weil zur Herstellung 
die Einordnung der Mineralöle in die einzelnen gleichartiger Waren im Inland steuerfreies Mine­
Nummern des neuen Zolltarifes nicht maß ge- ralöl verwendet werden kann. 

Der Steuer unterliegen' folgende Mineralöle: 

Nummer 
des Zolltarifes 

27.07 A 

aus 27.07 D 

27.09 

Benzol, Toluol, Xylole 

andere öle und andere Destillationsprodukte der 
Hochtemperatur-Steinkohlenteere und gleich­
artige Produkte mit der im § 1 Abs. 2 lit. b an­
gegebenen Beschaffenheit. 

Hiezu gehören Lösungsbenzol, Schwerben­
zol, Solvent-Naphtha, aromatenreiche Benzine, 
aromatenreiche Benzin-Benzol-Gemische und 
ähnliche Produkte. . 

Erdöl und Schieferöl, roh 

Rohöle waren bisher steuerpflichtig, wenn 
sie den Gegenstand der Einfuhr oder einer 
übertretung des im § 1 Abs. 2 MinStG. 1949 
verankerten Verwendungs- oder Abgabever­
botes bildeten. Gestattet war nur die Ver­
wendung inder Gewinnungsstätte, die Ab­
gabe an Erzeugungsstätten (Raffinerien) und 
die Ausfuhr. Da für ·die Beibehaltung eines 

'solchen Verwendungs- oder Abgabeverbotes 
kein Anlaß mehr besteht, sind Rohöle nun­
mehr ohne Rücksicht auf ihre Verwendung 
Gegenstand der Mineralölsteuer. Durch eine 
entsprechende Fassung der Bestimmungen 
über das Entstehen der Steuerschuld und der 
Befreiungsvorschriften ist jedoch vorgesorgt, 
daß wie hisher keine steuerliche Belastung 
eintritt, wenn Rohöle im -Gewinnungsbetrieb 
verwendet oder zur weiteren Bearbeitung- oder 
Verarbeitung eingeführt oder abgegeben oder 
aus dem Zollgebiet ausgeführt werden. Die 
vorgesehene Neuregelung ermöglicht nunmehr 
auch die Lagerung unversteuerter Rohöle 
außerhalb des Gewinnungsbetriebes in Frei­
lagern. Den besonderen Verhältnissen in Erd­
ölgewinnungsbetriehen wird Rechnung getra­
gen (siehe Bemerkungen zu § 9). 

bisher steuerpflicl>tig nacl> 

§ 1 Abs.1 Z.2 MinStG. 1949 

§ 1 Abs. 2 MinStG. 1949 
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Nummer 
des Zolltarifes 

27.10 A 

27.10 B 

27.10 C 

27.10 D 

aus 27.10 E 

aus 27.10 I 

29.01 C 

aus 29.01 E 

Petroläther und Benzine, ausgenommen Test­
benzine 

Testbenzine 

Petroleum 

Gasöle 

Heizöle mit der im § 1 Abs.2 lit. c angegebenen 
Beschaffenheit 

Es handelt sich hier um die sogena;nnten 
"leichten" Heizöle 

andere Erdöle und Schieferöle, and,ere als Roh­
öle, einschließlich anderweitig weder genannter 
noch inbegriffener Zubereitungen mit 70 oder 
mehr Gewichtsprozent Er<l"öl oder Schieferöl, in 
denen diese Oie den wesentlichen Bestandteil 
bilden, mit der im § 1 Abs. 2 lit. c angegebenen 
Beschaffenheit. 

Hiezu ,gehören vor allem Gemische aus den 
in die vorher angeführten Zolltarifnummern 
einzureihenden Mineralölen. 

Benzol, Toluol, Xylole 
Es handelt sich hier um chemisch oder tech­

nisch reine Kohlenwasserstoffe, alle übrigen ge­
hören in die Nummer 27.07. 

andere flüssige. (chemisch oder technisch reine) 
KohIenwasserstoffe der im § 1 Abs. 2 lit. d be­
zeichneten Art. 

Es handelt sich um jeIlle Kohlenwasserstoffe, 
die den Hauptbestandteil des Erdöls bilden. 

bisher steuerpflichtig nach 

§ 1 Ahs.l Z.l lit. a Min>StG. 
1949 

§ 1 Abs. 1 Z. 1 lit. a MiniStG~ 
1949 

§ 1 Abs. 1 Z. 1 Et. b MinStG. 
. 1.949 

§ 1 Abs. 1 Z. 1 Jit. b MiriStG. 
1949 

§ 1 Abs. l' Z. 1 Et. b MinStG. 
1949 

§ 1 Abs. 1 Z. 1 lit. a oder b, je 
nach Beschaffenheit 

§ 1 Ahs. 1 Z. 2 MinStG. 1949 

§ 1 Abs. 1 Z. 1 lit .. a oder b, 
je na,chBes,chaffeiliheit 

Zum Unterschied von den im § 1 Abs. 2 lit. a 
bis d bezeichneten Waren gehören die in Et. e 
ailigeführten (Nummer 36.08 B: bestimmte Wa­
ren aus leicht entz.ündlichen Stoffen, wie flüssige 
Brennstoffe für Feuerzeuge u. dgl., in Behält­
nissen mit einem Rauminhalt von 300 cm3 

oder weniger; Nummer 98.10: Feuerzeuge und 
AnzüIllder, T,eile davon) nicht als sokhe zum 
Steuergegenstand, sondern lediglich jene in diesen 
Waren enthaltenen flüssigen Brennstoffe, die nach 
Et. abis d steuerpflichtig sind. 

im Rahmen der gewerblichen Wirtschaft unter 
der Voraussetzung vorsehen, daß das Mineralöl 
weder zum Antrieb von MotOren noch zum Hei­
zen oder Beleuchten verwendet wird, erfaßt die 
Mineralölsteuer tatsächlich nur den Verbr~uch 
flüssiger, zum Antrieb von Motoren geeigneter 
Kohlenwasserstoffe zwecks Gewinnung von Ener­
gIe. 

'Bei dem im § 1 umsdIriebenen Steuergegen­
stand hailiddt es sich wie bisher nur um solche 
Mineralöle und. dies,en gleich,arüge Produkte, die 
allein oder in Verbindung mit anderen Stoffen 
zum Antrieb von Motoren geeignet s,ind. Sie 
unterliegen ohne Rücbicht darauf, zu welchem 
Zweds. sie tatsächlich verwendet werden, der Mi­
neralölsteuer; da jedoch die Befrej,ungsvorschrif­
ten die Verwendung von steuerfreiem Mineralöl 

Zu § 2: 

Die Steuersätze werden in der bisherigen 
Höhe heibehalten. Der höhere Steuersatzsoll erst 
dann angewendet werden, wenn bei der Destilla­
tion bis 2000 mindestens 90fl/o übergehen (bis­
her mehr 'als 80%), da: dieses Destillationsv,erhal­
ten auch zolltarilfaris,ch das für die Abgrenzung 
der Petroläther, Benzine und Testbenzine von 
den Ü'brigen Mineralölen (Petroleum, Ga!/ölusw.) 
maßgebend,e Kriterium bildet. 
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Das Destillationsverhalten von 'Mineralölen 
wird von den Abgabenbehörden nach der ASTM­
(American Society for T esting Materials) V or­
~chrift ermittelt. Auf dieser international "aner­
kannten technischen Norm sind die meisten na­
tionalen Normen, so auch die öNORM C 1160, 
aufgebaut. -

Der im § 2 Z. 1 des -geltenden Mineralölsteuer­
gesetzes vorgeSehene einheitliche Steuers atz für 
aus Altölen hergestellte MineraliJle wird nicht 
übernommen, da ihm keinerlei praktische Bedeu­
tung zukommt. 

E'ine hestimmte Art der Ermittlung des Eigen­
gewichtes ist wie bisher nicht vorgesehen, da im 
Zuge der Entwicklung der Meßtechnik ständig 
neue und verbes-serte Methoden gefunden wer­
den. Zulässig ist daher sowohl die Gewichts­
ermittlung durch Abwaage als auch durch Berech-
nung. 

Zu § 3: 

Verbrauchsteuern, die -anläßlich der _ Einfuhr 
steuerpflichtig,er Waren erho.ben werden, sind 
Eingangsabgaben im Sinne des § 3 Abs. 1 des 
Zollgesetzes 1955. Es sollen daher auch für die 
Erhebun:g der Mineralöls.teuer für eingeführtes 
Minerolöl unabhängig davon, ob hiefür ein Zoll 
zu entrichten ist, die Vors-chriften über die Er­
hebung der Zölle sinngemäß Anwendung finden. 
Aus dies,em _ Grund s~ll auch die Erhebung der 
Steuer für eingeführtes Mineralöl den Zollämtern 
obliegen. 

Die im Zollgesetz 1955 vorgesehenen Befreiun­
gen gelten auch für die Mineralölsteuer. Von be­
sonderer Bedeutung ist die im § 35 Et. b des 
Zollgesetzes 1955 enllhaltene Befreiungshestim­
mung für Betriebsmittel, die in Fahrzeugen aller 
Art mitgeführt werden. 

Zu § 4: 

Die Steuerschuld entsteht bei jederW egbrin­
gung von Mineralöl. Eine wiederholte Besteue­
rung desse1hen Mineralöls wird dadurch ver­
mieden, daß für in einen Erzeugungsbetrieb 
oder in ein Freilager auf.genommenes Mineralöl 
die Steuer nicht zu erheben oder die bereits ent­
richtete Steuer z,u erstatten ist (§ 7 Abs. 1 Et. a). 

Für rohes Erdöl, das im Betrieb, in dem es ge­
wonnen 'wurde, verhraucht wird, entsteht keine 
Steuers'chuld. 
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stellung entspricht der bisherigen Rechtslage; 
die bisher für das nach Z. 1 begünstigte Mineral­
öl erforderlich gewesene AussteUung von Frei­
scheinen ist aus Gründen der Verwaltungsverein­
fachung nicht mehr vorgesehen. Die Befreiungs­
vorschrift der Z. 1 vereinfad1t die Überwachung 
der Erzeugungsbetriebe und -Freilager, weil eine 
Besteuerung des im Betrieb verbrauchten Mine­
ralöls nur eintritt, wenn ein VerQ,rauch zur 
Gewinnung vop: Energie (Antrieh von Motoren, 
Heizen oder Beleuchten) oder ,ein Verbrauch zu 
einem betriebsfremden Zweck stattgefunden hat. 

Zu Ziffer 2: Die Steuerfreiheit wird nur für 
sokhes Mineralöl gewährt, das außerhalb eines 
Erzeugungsbetriebes oder eines Freilagers im 
Rahmen eines -Gewerbebetriebes oder eines -Be­
triebes gewerblicher Art einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechtes zu einem begünstigten Zweck 
verwendet wird; für Mineralöl, das in einem 
Erzeugungsbetrieb oder einem' Freilager einem 
begünstigten Zweck zugeführt wird, gilt Z. 1 
(siehe die Erläuterungen zu dieser Befreiungs­
bestimmung). Die bisher bestandene Beschrän­
kung auf bestimmte Branchen oder Betriebs­
kategorieIli (zum Beispiel Fabriken) entfällt. Die 
Begünstigung hä.ngt allein vonder Art der Ver­
wendung des Mineralöls im Rahmen des Betriebes 
ab. Dur,ch die in lit. a enthaltene allgemeine 
Umschreibung "auf andere Art als zum Antrieb 
von Motoren, zum Heizen -oder Bel euch ten" 
wird der. sachliche Umfang der Steuerbefreiung 
in dem Sinne ab.gegrenzt, daß nur solches Mine­
ralöl steuerfrei bleibt, das nicht der Energie­
gewinnrung dient. Von dem Grundsatz, daß die 
Mineralölst-euer den Verbrauch flüssiger, zum 
Antrieb von Motoren geeigneter Kohlenwasser­
stoffe dann erfassen soll, wenn diese zur Gewin­
nung von Energie verbraucht werden (siehe die 
Bemerkungen zu § 1), wird durch lit. b bis d 
nur insoweit abgegangen, als Steuerfr,ei'heit für 
Jenes der Energiegewinnung dienende Mineralöl 
weiterhin gewährt wird, das bereits bisher nach 
einzelnen Bestimmungen des aufgehobenen § 7 
der Mineralölsteuerdurchführungsverordnung_ 
steuerfrei war; dadurch sollen Härten vermieden 
werden. Die Steuerfreiheit tritt ber,eits im ·Zeit­
punkt der Einfuhr oder der Wegbringung des 
Mineralöls ein. Dadurch ist der Lieferant des 
Freis,cheininhabers in der Lage, das Mineralöl iu 
einem um die Steuer. verminderten Preis abzu­
geben. Eine Nachforderung der Steuer beim Lie­
fer:anten in Fällen, in denen das auf Freischein 

Zu § 6: - abgegebene Mineralöl -bestimmun-gswidrig -ver-

Zu Ziffer 1: Die Befreiungsvorschrift erstreckt I w:ndet .:,urde, ist a~sge~010ssen, weil für dieses 
si,ch vor allem 'auf Mineralöl, das im Verlauf Mmeralol ~er ~rC1Schelntnhaber zum Steuer­
eines Produktionsprozesses (in Erzeugungsbetrie- schuldner Wird (Siehe § 5 Z. 2). 
ben) oder für Reinigungszwecke (in Erzeugungs~ Zu Ziffer 3: Die eingeräumte Befreiung er­
betrieben - oder Freilagern) verbrauch-t wird. streckt sich auf Mineralöl, das bei Untersuchungen 
Hinsichtlich dieser Begünstigung werden die Er- außerhalb des Herstellungsbetriebes oder Frei­
zeugungsbetriebe und Freilager den in Z. 2 be~ lagers oder bei solchen Untenuchungen ver­
zeichneten Betrieben gleichgestellt. Diese Gleich- braucht wird, in deren Verlauf Energie gewonnen 
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wird (zum Beispiel Feststellung der Oktanzahl 
von Benzinen). Findet eine Untersuchung, in 
deren Verlauf keine Energie ,gewonnen wird, im 
Betrieb statt, so gilt Z. 1. Vorauss,etzung für die 
Steuerbefreiung ist in jedem Fall, daß das Mi­
neralöl selbst untersucht wird. 

werden, daß die steuerliche Belastung solcher 
Mineralöle, die einer weiteren Bearbeitung zuge­
führt werden oder die außerhalb des Erzeu­
gungsbetriehes, gelagert werden sollen, erst im 
Zeitpunkt der Wegbringung der bearbeiteten 
oder gelagerten Mineralöle eintritt. Gleichzeitig 
wird eine mehrmalige Besteuerung desselben Zu Ziffer 4: Die Steuef1befreiung stellt eine 
Mineralöls vermieden (siehe auch die Bemerkun­Begünstigung für jene Luftverkehrsunternehmen 

dar, die Flüge im internationalen Verkehr durch- gen zu § 4), die Voraus!setzung für' die Realisie-
führen. Luftverkehrsunternehmen sind gemäß rung der im § 6 Z. 2, 4 und 6 angeführten 
§ 101 <les Luftfahrtgesetzes, BGBL Nr. 253/1957, Steuerbefreiungen ges,chaffen und erreicht, ~aß 
Unternehmen zur g,ewerJ:,smäßigen Beförderung ausgeführtes Mineralöl wie bisher keine steuer­
'Ion Personen und Sachen mit Luftfahrzeugen liche Belastung trägt. Die Nichterhehung oder 
(Lufnbeförderungsunternehmen) und Unterneh- Erstattung der Steuer für das a,uf dem Transport 
men zur gewerbsmäßigen Vermietung von, Luft- zugrunde gegangene Mineralöl hat ihren Grund 
fahrzeugen (Luftfahrzeug-Vermietungsunterneh- darin, daß eine steuerliche Belastung nichteinge-

treten wäre, wenn das Mineralöl am Bestim­men). Die Befreiungsvorschrift ersetzt hinsicht-
lich der Treibstoffaufnahme von Luftfahrzeugen mungsort eingelangt wäre' oder ins Zollausland 
eines ausländischen Luftverkehrsunternehmens gebracht worden wäre. 
aus Zollagern die bisher gemäß § 35 lit. h des In den Fällen des Abs. 2 wird die Steuer 
ZolLgesetzes 1955 in Verbindung mit dessen § 3 erstattet, wenn der Lieferant selbst Steuerschuld­
Abs. 2 geltende Mineralölsteuerbefreiung und ner war; war dies nicht der Fall, so wird sie ver­
ermöglicht diesen Luftfahrzeugen zusätzlich die gütet. 
Treibstoffaufnahme alus Freilagern, sohin auch. . 
die Versorgung mit im Inland hergestellten I Zu § 8: 
Treiibsto.ffen. Die Steuerbefreiur::g für Treib- Die Abgabe der Anmeldung tritt an die Stelle 
stoff.e, dIe von allen anderen auslandischen Luft- der in den bisher geltenden Vorschriftenange­
fahrzeugen für den Rückflug im Zollausland ordneten übersendung einer Durchschrift der 
aufgenommen werden, richtet sich nach § 35 für steuerliche Zwecke zu führenden Bücher; die 
lit. b des Zollgesetzes 1955. Führung gesonderter steuerlicher Aufzeichnungen 

Zu Ziffer 5: Die Besteuerung des vo~ der Ab- ist nicht mehr vorges,ehen (siehe die Bemerkun­
gabenbehörde entnommenen Mineralöls wäre gen zu den §§ 31 bis 35). 
eine Härte, weil die Proben unentgeltli,ch zu Da der Steuerschuldner die Steuer selbst zu 
überlassen sind (§ 37 Abs.2 lit. c). berechnen und ohne amtliche Festsetzung abzu-

Zu Ziffer 6: Die Steuerbefreiung .für Mineralöl, führen hat, unterbleibt im RegeJJall die Erlassung 
das an ausländische diplomatische Vertretungen eines Steuerbescheides. Die Ausnahmefälle, in 
rum Betrieb ihrer Dienstfahrzeuge oder das an denen ein Steuerbescheid zu erlassen ist, sind im 
ausländische diplomatische Per&onen' \I'nd Berufs- Abs. 3 aufgezählt. 
konsuln zum Betrieb ihrer Kraftfahrzeuge abge- Eine Knderung des Zeitpunktes der Fälligkeit 
geben wird, wird derzeit .auf Gnund der allge- tritt gegenüber der .bisherigen Regelung nicht 
mein anerkannten Regeln des Völkerrechtes ein- ein. 
geräumt, die gemäß Art. 9 Bundes-Verfassungs-
gesetz als Bestandteile des Bundesrechtes gelten. Zu § 9: 
Die Steuerbefreiung für Mineralöl, das an aus- Da Betriebe, in denen rohes Erdöl gewonnen 
ländis,che berufskonsularische Vertretungen zum (gefördert) wird, im Vergleich zu allen übrigen 
Betrieb ihrer. Dienstfahrzeuge abgegeben wird, Herstellungsbetrieben technische und wirtschaft­
flUßt nicht auf einer allgemein anerkannten Regel liehe Besonderheiten aufweisen, wird im Abs. 1 
?es ,völkerrechtes, wohl aber auf einer .bereits zwischen Erdölgewinnungshetrieben und Erzeu­
m emer groß.en Anzah! von Staaten bestehenden gungsbetrieben unterschieden. Diese Unterschei­
übun? Das Erf~.rderms der Rez~.pro~ität schützt dung ermöglicht eine den sachlichen Erforder­
vor emer Ausnutzung der Begunsngung oor<? niss,en entspr.echftnde Ahgrenzung der Bestim­
yer. tre~ung~n oder :re~tret:~ sol~er. Staaten: dIe I mungen .über die Anzeigepflichten, die Aufzeich­
Ihre~selts mcht hereltsl~d, osterenchl&chen dlplo- nungspflicht und die amtliche Aufsicht. 
matlschen oder konsulanschen Vertretungshehör- W M' 1"1 .. d' . ch d 
den und Vertretern die gleichen Belgünsti.gungen d e~. lU~~t 0 e. mlte~an er ler;ls t we: ~n 
zu gewähren. 0 • edr l' mera ch° dmltRanch' eren

ch 
to edn gemls lt 

WIr , legt na er e tspre ung es Verwa -
Zu § 7: tungsgerichtsho~es dann ~ine !.'lerstel1ung v?r, 

I 

wenn das Gemls,ch als Mmeralol anzusehen 1st. 
Durch die im Abs. 1 vorgesehene Nichterhe- Das Vorgehen nach dieser Rechtsauffassung hat 

bung oder Erstattung der Steuer s,oll bewirkt in det Praxis vielfach zu Schwierigkeiten und 

Zu 150 der Beilagen IX. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)14 von 19

www.parlament.gv.at



Härten geführt; theoretisch wäre sogar der eine 
solche MisdlUng vornehmende Verbraucher zum 
Hersteller geworden. Durch die Regelung im 
Abs. 2 soll vermieden werden, daß Betriebe, in 
denen die erwähntein Mischvorgänge eine wirt­
s·chaftlich untergeordnete Rolle spielen, als Er­
zeugungsbetriebe erfaßt werden. Die im Abs. '2 
lit. c angeführte SOlo-Grenze bewirkt, daß Tank­
stellen, bei denen durch Mischen von Mineral­
ölen sogenann~e Zweitaktergemische hergestellt 
werden, nicht zu Erzeugungsbetrieben werden. 

Zu § 10: 

Aus der Betriebsanzeige (Abs. 1) ergibt sich 
auch die örtliche Begrenzung des Betriebes, die 
für die Frage von Bedeutung i9t, ob ein Mineral­
öl als aus dem Betrieb weggebra,cht anzusehen ist. 

Die Anzeigefrist von bisher 48 Stunden wird 
im Hinblick auf die in den meisten Betrieben 
eingeführte Fünftagewoche auf drei Tage ver­
längert (Abs.3). 

Zu §'11: 

Die bisher geltenden Vorschriften lassen die 
Anordnung hesonderer überwachungsmaßnah­
men ohne Rücksicht darauf zu, ob wegen einer 
Zuwiderhandlung gegen die Mineralölsteuervor­
schrihen ein Strafverfahren eingelei'tet wurde. 
Nach Abs. 1 Et. c sollen nunmehr besondere 
üherw:l!chungsmaßnahmen nur dann angeordnet 
werden können, wenn durch die Zuwiderhand­
lung dei: Tatbestand eines anderen Finanzver­
gehens als einer Finanzordnungswidrigkeit erfüllt 
und wegen eines solchen Vergehens eine Strafe 
verhängt wurde. 

Die Bestimmungen des Abs. 2 dienen der Klar­
stellung. Die Aufhebung der Anordnung beson­
derer Uberw:l!chungsmaßnahmen ist in den bisher 
geltenden V.orschriften ni'eht geregelt. 

Zu § 12: 

Diese Bestimmung ermöglicht die Versteuerung 
des im Zeitpunkt der Betriebs,einstellung vor­
handenen Mineralöls. Es tritt kraft Gesetzes der 
Tatbe&tand ein, der zum Entstehen der Steuer­
schuld führt. Das Mineralöl kann jedoch unter 
den im § 7 Abs. 1 angeführten Voraussetzungen 
unversteuert weitergegeben oder ausgeführt wer­
den. 

Zu § 13: 

Die 'Errichtung von Freil:l!gern soll vor allem 
die Versorgung solcher Verbraucher erleichtern, 
die im Besitz von Freischeinen sind, und die 
Zwischenlagerung von unversteuerten, zur Aus­
fuhr bestimmten Mineralölen ermöglichen. 
Ferner haben auch Inhaber von Herstellungs­
betrieben durch die Erri,chtung von Freilagern 
die Möglichkeit, Mineralöl, das im Hers'tellungs-
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betrieb aus Platz mangel nicht untergebracht 
werden kann, :l!ußerhalb des Betriebes unver­
s,teuert zu lagern. Die Freilagerbestimrnungen 
gelten nicht für Erzeugungsbetriebe, weil in 
solchen nicht nur das dort hergestellte, sondern 
auch jedes in den Betrieb aufgenommene Mine­
ralöl unversteuert gelagert werden kann (§ 7 
Abs. 1 Et. a). In Erdölgewinnungshetrieben kön­
nen für nicht im Betrieb gewonnenes Mineralöl 
Freilager eingerichtet werden. 

Die Voraussetzungen für die Erteilung der 
Fr,eilagerbewilligung sind im wesentlichen unver­
ändert gebliehen, jedoch wird das Vorliegen eines 
"wirtschaftlichen Bedürfnisses" (§ 1S Abs. 1 
MinStDV. 1949) nicht mehr gefordert, weil 
dieser unbestimmte Begriff eine eindeutige Aus­
legung nicht ZlUließ; überdies hat die Erfahrung 
gezeigt, daß Freilagerbewilligungen nur dann 
beantragt werden, wenn sich in der näheren Um­
gebung des projektierten Freilagers Betriebe be­
finden, deren Inhaber als Freischeinkunden in 
Betracht kommen. Durch den Wegfall des "wirt­
schaftlichen Bedüdnisses" als Voraussetzung für 
die Erteilung der Freilagetibewilligung soll auch 
ein Eingreifen der Verwaltung in den freien 
Wettbewerb tunlichst vermieden wel'den. 

Die im § 8 des Mineralölsteuergesetzes 1949 
enthaltene Einschränkung, daß in einem Steuer­
freil~ger nur Mineralöl inländis,chei: Herkunft 
gelagert werden darf, soll entfallen, da es sich als 
notwendig erwiesen hat, die Lagerung solcher 
Mineralöle ausländischer Herkunft zuzulassen, 
die im Inland nicht oder nicht in der für den be­
günstigten Verwendungszweck benötigten Qua-. 
lität hergestellt werden (zum Beispiel bestimmte 
Test- und Spezialbenzine für Freischeininhaber, 
Flugbenzine). 

. Die glei,chzeitige Lagerung von unversteuertem 
und versteuertem Mineralöl in einem Freilager 
ist nicht mehr vorgesehen, weil sie zu über­
wachungsschwierigkeiten geführt hat. Die Erwei­
terung der Freilagerbewilligung(zuffi" Beispiel 
Einbeziehung zusätzlicher Lagerbehälter) oder 
die Einschränkung des räumlichen Umfanges 
eines FreiIagers ist jederzeit mögli,ch. 

Das Bewilligungsverfahren wird dadurch we-. 
sentlich beschleunigt, daß die Bewilligung nicht 
mehr wie bisher vom Bunde'Sministerium für 

, Finanzen, sondern vom Finanzamt erteilt werden 
soll (§ 15 Abs. 2). 

Zu § 14: 

Die im Abs,. 2 vo.rgesehenen Fristen sind den 
im Tilgungsgesetz 1951, BGBl. N r. 155, bestimm­
ten Fristen angepaßt. 

Au\'; Abs. 4 lit.a geht hervor, daß sich die 
Freilagerhewilligung grundsätzlich nur auf Ob­
jekte erstrecke,n kann, die si,ch in der Gewahrsame 
des Antragstellers befinden. Scheidet ein Teil 
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eines Freilagers aus der Gewahrsame des Freilager- Solange das Recht zur Fühntng des Freilagers 
inhabers aus (zum Beispiel bei Vermietung nicht erlo~chen ist, unterliegt der Betrieb der 
einzelner Lagerbehälter),so ist der Bewilligungs-amtlichen Aufsicht~ Um zu vermeiden, daß Be-' 
bescheid zu ändern (§ 15 Abs. 3). Das Ausscheiden triebe überwacht werden müssen, in denen sich 
aller Freilagerobjekte aus der Gewahrsame des durch längere Zeit kein Mineralöl befindet, ist 
Freilagerinhabers führt gemäß § 17 Abs.2 lit. a im Abs. 2 lit. bder Widerruf der Frevlager­
zum Widerruf der Freilagerbewilligung. bewilligung vorgesehen, wenn im Freitager 

Die im A:bs. 4 lit. bund c angeführten Aus- während eines Zeitraume~ von mehr als sechs 
schließungsgründe entsprechen den im § 11 Abs. 1 Mo~aten. ke~,n: Mineralöl ~eJ,agert wur~e. Ei~e 
lit. a und b angeführten Voraussetzungen' für F~etlagerbe~tlhgung kann au! Antrag JederzeIt 
die Anordnung besonderer überw.achungsmaß- WIeder erteIlt wer~en, w.enn dIe geforderten Vor­
nahmen für Erzeugung!i1betriebe. Die Anordnung I aussetzungen vor hegen. 
besonderer Ü'berwa,chungsmaßnahmen kommt r 
für Freilager nicht in Betracht, da eine Begün- Zu § 19: 
sügung nicht erst durch eine zusätzliche Belastung 
der Verwaltung ermöglicht werden soll. 

Zu § 15: 

Die im Bewilligungsbescheid anzugebende 
örtliche Begrenzung (Abs. 2 und 3) ist für die 
Beurteilung maßgebend, ob ein Mineralöl als aus 
dem Betrieb weggebracht anzusehen ist (Tat­
.bestand, durch dessen Verwirklichung die Steuer­
schuld entsteht). 

Die Zuständigkeit des Finan2lamtes zur Ertei­
lung der Freilagerbewilligung .entspricht dem in 
den Verfahrensgesetzen der Abgabenverwaltung 
vorgesehenen Instanzenzug; sie soll nicht nur das 
Bewilligungsverfahren beschleunigen, sondern 
dem Antra'gsteller a,uch die Möglichkeit zur Ein­
legung eines ordentlichen Rechtsmittels geben. 
Nach den bisher geltenden Vorschriften ist das 
Bundesministeriuni für Finanzen zuständig, de's­
sen Entscheidung nur durch· Beschwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof oder an den Verfassunas-
gericht~hof angefochten werden kann. t> 

Zu § 16: 

Die Anzeigepflichten entsprechen den gleich­
artigen Verpflichtungen der Inhaber von Er­
zeugungsbetrieben. Bezüglich der Anzeigefristen 
siehe die Bemerkungen zu § 10. 

Zu. § 17: 

Die neugesdllffenen Bestimmungen des Abs. 1 
li.t. d s?llen die Weiterführung des Freilagers 
bIS zur Obernahme des Betriebe's durch den neuen 
Unternehmer sichern. Diesem wird durch die 
vorgesehene Regelung die Möglichkeit gegeben, 
rechtzeitig eine auf s.einen. Namen lautende 
Freilagerbewilligunrg zu erwirken. 

Wenn nachträ'gli,ch eine der für die Erteilung 
der Freilagerbewilligung geforderten Vorausset­
zungen weggefallen ist, so ist die Freila<Terbewil­
ligung nach Abs. 2 lit. a zu widerrufe: In den 
Fällen des Abs. 1 lit: b bis d sowie in den Fällen 
des § 26 Finanzstrafgesetz bedarf es keines Wider­
rufes, weil das Recht zur Führung des Freilagers 
kraft Gesetzes erlischt. . 

Durch die Bestimmungen des Abs, 2 soll vor 
allem vermi,eden werden, daß Betrieben, in ,denen 
Mineralöl bloß umgefüllt wird, eine freilagerähn­
liche Stellung zukommt. 

Zu § 20: 

Eine Glaubhaftmachung des Bedarfes (Abs. 1) 
wird insbesondere dahn in Betracht kommen, 
wenn der Betrieb neu eröffnet wurde oder der 
Mineralölbedarf starken Schwankungen unter­
liegt. 

Die überwachung der Verwendungsbetriebe 
verursacht eine starke Belastung des Kontroll­
apparates der Finanzverwaltung. Die leichte Kon­
trollierbarkeit der bestimmungs mäßigen Verwen­
dung muß deshalb nach wie vor eine wesentliche 
Voraussetzung für die Ausstellung' von Frei­
scheinen bilden (Abs. 2 lit. a). 

Der Bestimmung des Abs. 2 lit. b liegt die 
überlegung zugrunde; daß im Interesse der Siche­
rung des Steueraufkommens steuerliche Begün­
stigungen nur zuverlässigen Unternehmern ein­
ger~iumt werden sollen. 

Zu § 22: 

In Hinkunft soll die Angabe ·der Bezugsquelle 
imFreischein entfallen, um dem Freischeininhaber 
beim Mineralölbezug wirtschaftliche Beweglich­
keit einzuräumen. Die vorgesehene Ausstellung 
gesonderter Freischeine für jede, Mineralölart und 
die Ausstellung auf Teilmengen lautender Frci­
scheine ermöglichen dem Freischeininhaber nun­
mehr auch den gleichzeitigen Bezug bei verschie­
denen Lieferanten, ohne daß wie bisher das Rück­
langen des einzigen Fre'ischeines abgewartet, wer­
den muß. 

Zu § 23: 

Zu den im Ergänzungsbescheid angegebenen 
Zwecken darf ab dem Zeitpunkt der Bekannt­
gabe des Bescheides auch das bereits vorher be­
zogene oder eingeführte Mineralöl verwendet 
werden.~ 
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Zu § 26:. 

Eine bestimmungswidrige Verwendung führt 
gemäß§ 4 Abs. llit. b zum Entstehen der Steuer­
schuld. 

Die im Abs. 2 getroffene Regelung entspricht 
der Steuerbefreiung für Mineralöl, das für Zwecke 
eines Herstellungsbetriebes oder eines Frellagers 
untersucht wird. 

Zu § 27: 
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Zeitraum, innerhalb dessen das Mineralöl be­
zogen oder eingeführi: werden darf, nicht mit 
dem Zeitraum, innerhalb dessen das Mineralöl 
verwendet werden soll, zusammenfallen muß.' 

Zu § 30: 

Nach den bisher geltenden Vorschriften. sind 
die Freischeine zusammen mit dem abgeschlos­
senen Verwendungsbuch dem Finanzamt zu 
übergeben. Die Führung eines Verwendungs­
buches . ist nicht mehr vorgesehen (siehe die fol­
genden Bemerkungen zu den §§ 31 bis 35). 

Wird noch nicht verwendetes oder bereits be­
stimmungsgemäß verwendetes Mineralöl aus dem 
Verwendungsbetrieb weggebracht, so entsteht 
durch die Wegbringung die Steuerschuld (§ 4 Zu den §§ 31 bis 35: 
Abs. 1 lit. b),es sei denn, daß die bestimmungs- Diese Bestimmungen regeln nur, welche Um­
mäßige. Verwendung in der Erzeugung einer stände aufzuzeichnen sind. In welcher Form die 
mineralölhaltigen Ware bestand, die nicht Steuer- erforderlichen Aufzeichnungen geführt werden, 
gegenstand ist. Hat vor derWegbringung eine bleibt dem Unternehmer überlassen. Es soll ihm 
bestimmungswidrige Verwendung stattgefunden, in Hinkunft möglich sein, die erforderlichen 
so entsteht die Steuerschuld bereits durch die be- Daten in seiner kaufmännischen Buchführung 
stimmungswidrige Verwendung. auszuweIsen. 

Die sinngemäße Anwendung der Bestimmun- Nach den bish~r geltenden Vorschriften haben 
gen, welche die Wegbringung von Mineralöl aus Inhaber von Erzeugungsstätten, Steuerfreilagern 
Erzeugungsbetrieben betreffen, ermöglicht die oder Freischeinen für Zwecke der Mineralölsteuer 
Abgabe des noch nicht verwendeten oder bereits Aufzeichnungen in Buchform nach den in der 
be'stimmungsgemäß verwendeten Mineralöls an Mineralölsteuerdurchführungsverordnung vorge­
Erzeugungsbetriebe, an Freilager oder auf Frei- schriebenen Mustern zu führen (Steuerbücher, 
scheine. Dem Freischeininhaber wird dadurch die Freilagerbücher und Verwendungsbücher). Die 
Möglichkeit geboten, nic.'lt mehr benötigtes oder Führung dieser Bücher verursachte in vielen Fäl­
im Betrieb nicht mehr verwendbares Mineralöl len eine zusätzliche Belastung des betrieblichen 
ohne Eint~itt einer steue.~lichen Bel~stun.g .z"u ver- Verwaltungsapparates, weil sie Angaben ent­
",:"erten. Dle~ bedeut~t fur den Frel~che~nmhaber hielten; die im Regelfall auch in der kaufmänni­
eme wesentlIche .Erlelcht:rung, .da dIe bIsher gel- [schen Buchführung aufschienen. Auch die An­
tenden Vorschr~ften. dIe WeItergabe ?es ~~f wendung einheitlicher Formvorschriften führte 
Grun~ von FreIschemen .?ez~genen Mmeralols wegen der innerhalb der einzelnen Betriehskate­
nur fur den ~all .des Erloschens oder des En7- gorien bestehenden unterschiedlichen Verhält­
zuges der Begunsngung und auch dann nur mIt nisse zu Schwierigkeiten. 
Bewilligung des Finanzamtes zulassen. 

Zu § 28: 

Eine nicht durch Zeitablauf erloschene Bezugs­
berechtigung erlischt aus den gleichen Gründen 
wie eine Freilagerbewilligung (§ 17 Abs. 1). 

Zu § 29: 

Durch diese Bestimmungen SQll die Versteue­
rung jenes Mineralöls ermöglicht werden, das 
sich im Zeitpunkt des Wegfallens der für die 
Steuerbefreiung maßgebenden Voraussetzungen' 
im Verwendungsbetrieb oder auf dem Transport 
dorthin befindet oder das nach dem Erlöschen 
der Bezugsberechtigung widerrechtlich steuerfrei 
bezogen wird. Das Mineralöl kann aber an Er­
zeugungsbetriebe, an Freilager oder auf Frei­
scheine abgegeben werden, ohne daß eine steuer­
liche Belastung dieses Mineralöls eintritt (siehe 
die Bemerkungen zu § 27). 

Das Erlöschen der Bezugsberechtigung durch 
Zeitablauf ist im § 29 nicht erwähnt, weil der 

Zu § 31: 

Abs. 1 li t. c trägt den besonderen Verhältnis­
sen in Raffinerien Rechnung. 

Werm die im Abs. 2 lit. b Z. 1 und 2 und 
lit. d Z. 1 bis 3 angeführten Umstände aus Be­
legen ersichtlich sind, erübrigt sich ihre aber­
malige Anführung in den zu führenden Auf­
zeichnungen. 

Zu § 34: 

Die Führung der im Abs. 3 angeführten Auf­
zeichnungen ist wegen der lückenlosen über­
wachung der Verwendung des auf Grund von 
Freischeinen bezogenen oder eingeführten Mine­
ralöls notwendig. Die übernahme der Bestim­
mung des aufgehobenen § 5 Abs. 2 letzter Sat.z 
des Mineralölsteuergesetzes 1949, wonach Frel­
scheininhabern der Handel mit versteuertem 
Mineralöl untersagt war, erscheint deshalb ent­
behrlich. 
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Zu § 35: 

In Fällen, in denen die zahlreichen täglichen 
Wegbringungen aus Gründen der inneren Be­
triebsorganisation nicht immer am Tag der Weg­
bringung aufgezeichnet werden können, soll die 
Bestimmung des Abs. 2 Härten vermeiden; sie 
nimmt auch auf die Einführung der Fünftage­
woche Bedacht. 

Zu § 36: 

Zu den im Abs. 2 angeführten Transport­
mitteln gehören in erster Linie Tankfahrzeuge 
und Rohrleitungen. 

Zu § 37: 

Eine Kennzeichnung (Abs. 2 lit. g) von Mine­
ralöl (zum Beispiel durch Färben) wird vor allem 
in Verwendungs betrieben in Betracht kommen. 
Sie kann unter Umständen eine Voraussetzung 
für die Ausstellung von Freischeinen bilden, wenn 
ohne ihre Vornahme die bestimmungsmäßige 
Verwendung des Mineralöls nicht oder nur durch 
umfangreiche oder zeitraubende überwachungs­
maßnahmen gesichert werden könnte (§ 20 Abs. 2 
lit. a). 

Zu § 38: 

Nach den bisher geltenden Vorschriften sind 
die Mineralölbestände nicht nur vom Unterneh­
mer, sondern jährlich einmal auch von Amts 
wegen festzustellen. Die amtlichen Bestandsauf­
nahmen konnten wegen überlastung der Ver­
waltung nicht immer gleichzeitig mit den von 
den Unternehmern vorzunehmenden Bestands­
aufnahmen stattfinden. Es ergab sich daraus eine 
zusätzliche Belastung solcher Betriebe, in denen 
Mineralölbestandsaufnahmen nur durchgeführt 
werden können, wenn die Arbeit im Betrieb für 
die Dauer der Bestandsaufnahme eingestellt wird. 
Es erscheint deshalb angezeigt, eine alljährlich 
durchzuführende amtliche Feststellung der Be­
stände nicht mehr vorzusehen,. zumal das 
Finanzamt die Mineralölbestände gemäß § 37 
Abs. 21it. d jederzeit (zum Beispiel bei Verdacht 
eines Finanzvergehens) von Amts wegen fest­
stellen kann. Als weitere Erleichterung sol1 die 
Bestandsaufnahme in Fällen, in denen das Wirt­
schaftsjahr vom Kalenderjahr abweicht, nicht 
mehr wie bisher auch am Ende des Kalenderjahres 
vorgenommen werden müssen. 

Zu § 39: 

Diese Vorschrift soll vor allem den Vergleich 
der festgestellten mit den rechnerisch ermittelten 
Beständen ermöglichen. 

Zu § 40: 

die Ausübung der im § 37 angeführten Befug­
nisse des Finanzamtes notwendig ist. 

Zu § 41: 

Die vorgesehene Anzeige hat nicht nur den 
Zweck, die Abgabenbehörde davon in Kenntnis 
zu setzen, daß' sich unversteuertes Mineralöl auf 
dem Transport befindet, sie ist auch für den 
Steuerschuldner dann ein wichtiges Beweismittel, 
wenn Mineralöl auf dem Transport zugrunde 
gegangen ist (§ 7 Abs. 1 lit. a). . 

Die Anzeigen si,nd künftig nur mehr in em­
facher statt bisher in dreifacher Ausfertigung 
zu erstatten und an das Finanzamt zu richten, 
in dessen Bereich sich der Betrieb des Abnehmers 
befindet. Die bisher angeordnete Anmeldung der 
Aufnahme des Mineralöls in den Betrieb des Ab­
nehmers entfällt. Eine weitere Vereinfachung be­
deutet die nach Abs. 4 zulässigeZusammenfas­
sung mehrerer Wegbringungen in einer Anzeige, 
die in den bisher geltenden Vorschriften nicht 
vorgesehen ist. Die Anzeigefrist (Abs. 3) soll in 
übereinstimmung mit den Vorschriften des § 35 
Abs. 2 verlängert werden. 

Zu § 42: 

Diese schon bisher bestehende Anzeigepflicht 
wird mit der Maßgabe beibehalten, daß in Fäl­
len in denen die zollamtliche Abfertigung im Be­
tri~b stattfindet, auf die Anzeige verzichtet wird. 

Zu § 43: 

Für das im Abs. 1 bezeichnete Mineralöl ist 
die Steuerschuld bereits nach den bisher gelten­
den Vorschriften entstanden. Auf solches Mine­
~alöl sollen deshalb jene Bestimmungen anzu­
wenden sein, die im Zeitpunkt des Entstehens 
der Steuerschuld gegolten haben, es sei denn, daß 
es sich im Zeitpunkt des Inkrafttretens der nenen 
Bestimmungen in einem Erzeugungsbetrieb, 
einem Freilager oder einem Verwendungsbetrieb 
befindet (Abs. 2) oder daß es sich um ein im § 47 
Abs. 2 bezeichnetes Mineralöl handelt. Wird 
Mineralöl, für das die Steuerschuld bereits nach 
den bisher geltenden Vorschriften enstanden ist, 
nach dem Inkrafttreten der neuen Bestimmungen 
in einen Erzeugungsbetrieb, ein, Freilager oder 
einen Verwendungsbetrieb aufgenommen, so gel­
ten für dieses Mineralöl ab dem Zeitpunkt der 
Aufnahme die neuen Bestimmungen. 

Die übergangsvorschrift des Abs. 3 ist zur 
Vermeidung einer mehrmaligen Besteuerung er­
forderlich, da sich nach den bisher geltenden Vor­
schriften in Erzeugungsstätten und Steuerfrei­
lagern auch bereits versteuertes Mineralöl befin­
den konnte. 

Zu § 44: 

Diese Bestimmungen behandeln jene Obliegen- Diese Bestimmung ist notwendig, um das Ver-
heiten des Betriebsinhabers, deren Erfüllung für I hältnis des Mineralölsteuergesetzes 1959 zu den 
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hier erwähnten anderen Rechtsvorschriften _klar­
zustellen. Sie bringt zum Ausdruck, daß diese 
Rechtsvorschriften, soweit sie die Mineralölsteuer 
betreffen, auch nach dem Inkrafttreten des 
Mineralölsteuergesetzes 1959 in Geltung ble,iben 
und weiter anzuwenden sind. 

Zu § 45: 

Diese Bestimmung ist hauptsächlich für Steuer­
freilager von Bedeutung, in denen das Mischen 
von Mineralölen den ausschließlichen oder über­
wiegenden Betriebsgegenstand bildet (zum Bei­
spiel Steuerfreilager, in denen Treibstoffgemische 
aus Benzin und Benzol hergestellt werden). Sie 
kommt auch für Betriebe in Betracht, in denen 
aus Braunkohlenteerölen steuerpflichtige Gegen­
stände hergestellt werden, die bisher nur aus 
Steinkohlenteerölen hergestellt wurden. 

Zu § 46: 

Es wird ·klargestellt, daß auf die Bewilligungen 
zur Führung von Steuerfreilagern die neuen Be­
stimmungen anzuwenden sind. 

Zu § 47: 
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oder Bearbeitung Mineralöl benötigt wird, ist 
darauf zurückzuführen, daß die Mineralölerzeu­
ger und Mineralölhändler für Mineralöl, das sie 
nach dem 15. Juni 1959 an Kunden geliefert 
haben, die es vorher auf Grund eines Freisc.neines 
steuerfrei beziehen konnten, zwar den Preis für 
versteuertes Mineralöl in Rechnung stellten, aber 
den auf die Mineralölsteuer samt Zuschlag ent­
fallenden Teil des Kaufpreises vorläufig in der 
Erwartung nicht einforderten, daß die vom Ver­
fassungsgerichtshof aufgehobenen Befreiullgsbe­
stimmungen in Kürze durch neue gesetzliche Be­
stimmungen ersetzt werden, die für solches 
Mineralöl Steuerfreiheit gewähren. Die auf dieses 
Mineralöl entfallenden Verbrauchsteuern (Mine­
ralölsteuer und Zuschlag zur MineraIölsteuer), 
soweit diese im Jahre 1959 fällig sind, wurden 
von den Abgabenbehörden bis zum Jahresende 
gestundet. 

Die im Abs. 1 vorgesehene ~teuerfreiheit tritt 
nur ein, wenn das Mineralöl zu einem im Frei­
schein angegebenen Zweck verwendet wurde; es 
ist ohne Belang, ob die Verwendung vor oder _ 
nach dem _ Inkrafttreten des Mineralölsteuerge­
setzes 1959 stattgefunden hat. Um zu vermeiden, 
daß das vorübergehende Fehlen von Rechtsvor­
schriften über die Steuerbefreiung des der ge­
werblichen Verwendung dienenden Mineralöls in 
einzelnen Fällen zu ungerechtfertigten Steuervor­
teilen führt, soll durc.n Abs. 2 die RechtSgrund­
lage für die Besteuerung jenes bis zum Ablauf 
des 15. Juni 1959 auf Grund von Freischeinen 
bezogenen oder eingeführten Mineralöls geschaf­
fen werden, das in der Zeit, in der die Bezugs­
berechtigung nicht ausgeübt werden konnte, zu 
Zwecken verwendet wurde, zu denen während 
des Bestehens der BezugsbereChtigung sJeuerfreies 
Mineralöl nicht verwendet werden durfte. 

Die Aufhebung des § 7 der Mineralölsteuer­
durchführungsverordnung, wonach der gewerb­
lichen Verwendung dienendes Mineralöl steuer­
frei war, ist mit dem Ablauf des 15. Juni 1959 
wirksam geworden. Die auf Grund eines bis zu 
diesem Zeitpunkt erteilten Freischeines zuste­
hende Berechtigung zum Bezug von steuerfreiem 
Mineralöl konnte deshalb seither nicht mehr aus­
geübt werden. Die übergangsbestimmungen sol­
len bewirken, daß jenes Mineralöl nachträglich 
stel,lerfrei wird, das steuerfrei gewesen wäre, 
wenn die bis zum Ablauf des 15. Juni 1959. be­
standene Bezugsberechtigung hätte weiter aus~ 
geübt werden können (Abs. 1). Daß das Fehlen 
gesetzlicher Bestimmungen über die Steuerfrei- Zu § 49: 
heit des der gewerblichen Verwendung dienenden Diese Regelung soll die Einhaltung der An­
Mineralöls nicht sofort eine Erhöhung der Preise melde- und Anzeigefristen erleichtern. Sie gilt 
jener Waren verursachte, zu deren Erzeugung I derzeit nur für Fristen im Rechtsmittelverfahren. 
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